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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf für ein Begieitgesetz zum Teiekommunikationsgesetz (BegieitG) 


A. Zielsetzung 

Mit dem Teiekommunikationsgesetz (TKG) sind die erforder- 
lichen gesetzgeberischen Maßnahmen zur Herstellung von Wett- 
bewerb im Telekonmiunikationsmarkt geschaffen. Nach dem 
TKG wird eine Regulierungsbehörde für Telekonmiunikation und 
Post als Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft (BMWi) errichtet, die die Aufgaben 
der Reguherung wahmimmt, die sich aus dem TKG und ande- 
ren Gesetzen (vgl. Entwurf eines Postgesetzes, BR-Drucksache 
147/97) ergeben. 

Die Regulierungsbehörde soll zum 1. Januar 1998 ihre Arbeit auf- 
nehmen. Mit diesem Gesetz sollen die erforderlichen personal- 
rechüichen Voraussetzungen für die Errichtung der Regulierungs- 
behörde geschaffen werden. 

Gleichzeitig sind Überleitungsregelungen für die Bediensteten 
des Bundesministeriums für Post und Telekommunikation (BMPT) 
und seines nachgeordneten Bereichs zu treffen. 

Im Nachgang zum Postneuordnungsgesetz von 1994 (Post- 
reform II) und in Umsetzung des TKG sind zahlreiche Regelungen 
des Bundesrechts, die nicht mehr in Einklang mit diesen verän- 
derten rechtlichen Rahmenbedingungen sind, anzupassen. Dies 
betrifft einerseits Unstimmigkeiten in der verwendeten Termino- 
logie, andererseits aber auch Diskrepanzen in der materiellen 
Rechtslage. Hier ist insbesondere die erforderliche Schheßung 
von Strafbarkeitslücken bei der Verletzung des Post- und Fem- 
meldegeheimnisses sowie die Sicherstellung der Überwachbar- 
keit von Telekommunikation durch die dazu berechtigten Be- 
hörden zu nennen. 


B. Lösung 

Mit dem Begleitgesetz werden diejenigen personalrechtlichen 
Regelungen bereitgestellt, die aufgrund der fachhch-organisato- 
rischen Struktur der neuen Behörde und der Überleitung des Ge- 
schäftsbereichs des BMPT erforderhch sind. 



Drucksache 13/8016 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


In Artikel 2 wird die notwendige Anpassung des Bundesrechts 
vollzogen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Mit diesem Gesetz sind Haushaltsausgaben in Höhe von ca. 
4,5 Mio. DM verbunden, die dadurch entstehen, daß die zur Zeit 
noch in der Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost (VAP) 
versicherten Arbeitnehmer des BMPT und seines nachgeordneten 
Bereichs von der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder 
(VBL) übernommen werden. 

Die Übernahme der VAP -Versicherten in die VBL ist jedoch sinn- 
voll, da die entsprechenden Ausgleichszahlungen voraussichtlich 
niedriger sein werden als die finanziellen Belastungen, die bei 
einem Verbleiben der Versicherten in der VAP auf den Bund zu- 
kommen würden. Außerdem kann so der zusätzliche Verwal- 
tungsaufwand beim Bundesministerium der Finanzen (BMF), 
beim BMWi, der Regulierungsbehörde und evtl, weiterer Bedien- 
stete aufnehmende Behörden sowie das doppelte Abrechnungs- 
verfahren beim Bundesamt der Finanzen entfallen. 

Eine Kostenaussage hinsichtlich des Aufwands für die Regulie- 
rungsbehörde kann derzeit im Detail noch nicht getroffen werden, 
da insoweit die Haushaltsverhandlungen noch nicht abgeschlos- 
sen sind. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 

2. Vollzugsaufwand 

Auf die Ausführungen unter Nummer 1, insbesondere auf die lau- 
fenden Haushaltsverhandlungen, wird verwiesen. 


E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, ergeben sich durch die vorgesehenen Rege- 
lungen nicht. 
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Bundesrepubhk Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Juni 1997 

031 (323) - 961 06 - Te 13/97 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf für ein Begleitgesetz zum Telekommunikationsgesetz (Begleite ) 
mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesnünisterium für Post und Telekommimikation. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 23. Mai 1997 als besonders eilbedürftig 
zugeleitet worden . 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüghch 
nachgereicht. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf für ein Begleitgesetz zum Telekommunikationsgesetz (BegleitG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Personalrechüiches Begleitgesetz 
zum Telekommunikationsgesetz (PersBG) 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Überleitungsmaßnahmen für die Bediensteten 

§ 2 Stellenplan und Ämterbe Wertung 

§ 3 Soziales 

§ 4 Personalvertretung 

§ 5 Schwerbehindertenvertretung 

§ 6 Frauenbeauftragte 

§ 7 Besoldungs- und tarifrechtliche Sonder- 
regelungen 

§ 8 Öffentlich-rechtliche Amtsverhältnisse 
§ 9 Änderung von Rechtsvorschriften 

§1 

Überleitungsmaßnahmen für die Bediensteten 

(1) Die Bediensteten des Bundesministeriums für 
Post und Telekommunikation werden zu Bundes- 
ministerien oder der Regulierungsbehörde für Tele- 
kommunikation und Post versetzt. 

(2) Beamte des Bundesamtes für Post und Telekom- 
munikation werden mit Wirkung vom 1. Januar 1998 
Beamte der Regulierungsbehörde für Telekommuni- 
kation und Post, es sei denn, sie werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1998 zu einer anderen Behörde ver- 
setzt oder ihr Beamtenverhältnis endet nüt Ablauf 
des 31. Dezember 1997. Für Arbeitnehmer des Bun- 
desamtes für Post und Telekommunikation gilt diese 
Regelung entsprechend. 

§2 

Stellenplan und Ämterbewertung 

Im Stellenplan der Regulierungsbehörde für Tele- 
kommunikation und Post können nach Maßgabe 
sachgerechter Bewertung die Obergrenzen für Beför- 
derungsämter nach § 26 des Bundesbesoldungsge- 
setzes und der auf dieser Ermächtigungsgrundlage 
erlassenen Rechtsverordnung überschritten werden. 
Dabei kann dem Stellenplan der Regulierungsbehör- 
de für Telekommunikation und Post - Standort Bonn 
- zunächst der Stellenschlüssel für oberste Bundes- 


behörden zugrunde gelegt werden und § 26 Abs. 6 
des Bundesbesoldungsgesetzes mit der Maßgabe 
entsprechend angewendet werden, daß die Um- 
wandlung dieser Planstellen für einen Zeitraum von 
fünf Jahren ausgesetzt wird. 

§3 

Soziales 

(1) Für die Bediensteten des Bundesministeriums 
für Post und Telekommunikation und seines nachge- 
ordneten Bereichs, die nach § 1 zur Regulierungs- 
behörde für Telekommunikation und Post oder zu 
einer anderen Bundesbehörde übergeleitet oder ver- 
setzt werden, bleiben die Bedingungen einer Mit- 
gliedschaft in der Postbeamtenkrankenkasse von der 
Überleitung oder Versetzung unberührt. § 26 Abs. 5 
Satz 4 des Bundesanstalt Post-Gesetzes gilt entspre- 
chend. Im übrigen gilt § 28 des Bundesanstalt Post- 
Gesetzes für seither Anspruchsberechtigte fort. 

(2) Die Arbeitnehmer des Bundesministeriums für 
Post und Telekommunikation, des Bundesamtes für 
Post und Telekommunikation, der Unfallkasse für 
Post und Telekom und der Museumsstiftung Post und 
Telekommunikation, die auf Grund der Bestimmun- 
gen des Postverfassungsgesetzes und des Postneu- 
ordnungsgesetzes noch in der Versorgungsanstalt 
der Deutschen Bundespost versichert sind, werden 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
von der Versorgungs anstatt des Bundes und der Län- 
der entsprechend deren Satzungen übernommen. 

§4 

Personalvertretung 

(1) Die erstmaligen Personalratswahlen in der Re- 
gulierungsbehörde für Telekommunikation und Post 
nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz finden 
frühestens nach Ablauf des dritten Monats und spä- 
testens bis zum Ablauf des sechsten Monats nach 
deren Errichtung statt. 

(2) Die Aufgaben der Personalvertretung nach 
dem Bundespersonalvertretungsgesetz nimmt bis 
zur Konstituierung der nach Absatz 1 zu wählenden 
Personalvertretungen ein Übergangspersonalrat wahr. 
Dieser wird von dem bisherigen Personalrat im Bun- 
desministerium für Post und Telekommunikation und 
dem bisherigen Hauptpersonalrat beim Bundesmini- 
sterium für Post und Telekommunikation gebildet. 
Dem Übergangspersonalrat gehören nur diejenigen 
Mitglieder des bisherigen Personal- und Hauptper- 
sonalrats an, die nach § 1 Abs. 1 und 2 zur Regulie- 
rungsbehörde für Telekommunikation und Post über- 
geleitet oder versetzt werden. Der bisherige Vorsit- 
zende des Personalrats im Bundesministerium für 
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Post und Telekommunikation beruft die Mitgheder 
unter Übersendung der Tagesordnung zur ersten Sit- 
zung ein und leitet sie, bis der Übergangspersonalrat 
aus seiner Mitte einen Wahlleiter zur Wahl des Vor- 
standes bestellt hat. 

(3) Die Wahlvorstände für die erstmahgen Wahlen 
nach Absatz 1 werden vom Übergangspersonalrat 
bestellt. 

§5 

Schwerbehindertenvertretung 

(1) Die erstmahgen Wahlen zu der Schwerbehin- 
dertenvertretung in der Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation und Post nach dem Schwer- 
behindertengesetz finden frühestens nach Ablauf 
des dritten Monats und spätestens bis zum Ablauf 
des sechsten Monats nach deren Errichtung statt. 

(2) Die Aufgaben der Schwerbehindertenvertre- 
tung nhnmt bis zur Aufnahme ihrer Tätigkeit eine 
Übergangsschwerbehinderten Vertretung wahr. Diese 
wird von der bisherigen Haupts chwerbehinderten- 
vertretung beim Bundesministerium für Post und 
Telekommunikation und der bisherigen Schwerbe- 
hindertenvertretung im Bundesministerium für Post 
und Telekommunikation gebildet. Vorsitzender der 
Übergangsschwerbehindertenvertretung ist der bis- 
herige Amtsinhaber der Schwerbehindertenvertre- 
tung im Bundesministerium für Post und Telekom- 
munikation. Er beruft unverzüghch unter Übersen- 
dung der Tagesordnung die Mitglieder nach Satz 2 
zur ersten Sitzung ein. 

(3) Die Wahlvorstände für die erstmaligen Wahlen 
nach Absatz 1 werden von der Übergangsschwer- 
behindertenvertretung bestellt. 

§6 

Frauenbeauftragte 

(1) Die Frauenbeauftragte ist frühestens nach Ab- 
lauf des dritten Monats und spätestens bis zum 
Ablauf des sechsten Monats nach Errichtung der 
Regulierungsbehörde für Telekommunikation und 
Post nach den Bestinunungen des Frauenförder- 
gesetzes zu bestellen. 

(2) Die Aufgaben der Frauenbeauftragten nimmt 
bis zur Neubestellung die bisherige Frauenbeauf- 
tragte des Bundesministeriums für Post und Telekom- 
munikation wahr. 

§7 

Besoldungs- und 
tarifrechtliche Sonderregelungen 

(1) Beamten, denen bis zum Tage vor der Verset- 
zung oder Überleitung zur Reguherungsbehörde für 
Telekommunikation und Post eine Stellenzulage 
nach der Vorbemerkung Nummer 7 zu den Bundes- 
besoldungsordnungen A und B zum Bundesbesol- 
dungsgesetz oder den entsprechenden Besoldungs- 
ordnungen der Länder zustand, erhalten diese Stel- 


lenzulage in der zuletzt gewährten Höhe, so lange 
sie bei der Regulierungsbehörde für Telekonununi- 
kation und Post beschäftigt sind, längstens bis zum 
31. Dezember 2002. Anschheßend findet § 13 Abs. 1 
und 4 des Bundesbesoldungsgesetzes sinngemäß 
Anwendung. Sonstige Anrechnungsvorschriften blei- 
ben unberührt. Wird die Vorbemerkung Nummer 7 
zu den Besoldungsordnungen A und B zum Bundes- 
besoldungsgesetz oder den entsprechenden Besol- 
dungsordnungen der Länder geändert oder aufgeho- 
ben, gelten die sich daraus ergebenden Rechtsfolgen 
entsprechend. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für Angestellte und 
Arbeiter, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine Zulage nach den tarifvertraghchen Regelungen 
über Zulagen an Angestellte und Arbeiter bei ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden erhalten. 

§8 

Öffentlich-rechtliche Amtsverhältnisse 

(1) Der Präsident der Reguherungsbehörde für 
Telekommunikation und Post steht in einem öffent- 
hch-rechtiichen Amtsverhältnis zum Bund, das in der 
Regel auf fünf Jahre befristet ist; Verlängerung ist 
zulässig. 

(2) Der Präsident darf neben seinem Amt kein 
anderes besoldetes Amt, kein Gewerbe und keinen 
Beruf ausüben und weder der Leitung eines auf Er- 
werb gerichteten Unternehmens noch einer Regie- 
rung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes angehören. Er darf nicht 
gegen Entgelt außergerichüiche Gutachten abgeben. 
Für die Zugehörigkeit zu einem Aufsichtsrat, Verwal- 
tungsrat oder Beirat eines auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens ist die Einwilhgung des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft erforderhch; dieses entschei- 
det, inwieweit eine Vergütung abzuführen ist. In Fir- 
men, die Dienstleistungen im Sinne des Artikels 87 f 
des Grundgesetzes erbringen, ist seine Zugehörig- 
keit zu den genannten Gremien untersagt. Der Präsi- 
dent hat dem Bundesministerium für Wirtschaft über 
Geschenke Mitteilung zu machen, die er in bezug 
auf sein Amt erhält. Entsprechendes güt für andere 
Vorteile, die ihnrin bezug auf sein Amt gewährt wer- 
den. Das Bundesministerium für Wirtschaft entschei- 
det über die Verwendung der Geschenke und den 
Ausgleich der Vorteile. 

(3) Die Rechtsverhältnisse des Präsidenten, insbe- 
sondere Gehalt, Ruhegehalt, Hinterbhebenenbezüge 
und Haftung, werden durch einen Vertrag geregelt, 
den das Bundesministerium für Wirtschaft mit dem 
Präsidenten schüeßt. Der Vertrag bedarf der Zustim- 
mung der Bundesregierung. 

(4) Die Benennung und Ernennung des Präsiden- 
ten erfolgt nach § 66 Abs. 3 und 4 des Telekommuni- 
kationsgesetzes. Der Präsident ist auf sein Verlangen 
zu entlassen. Auf Antrag des Bundesministeriums für 
Wirtschaft, das zuvor den Beirat der Reguherungs- 
behörde für Telekommunikation und Post zu hören 
hat, kann der Präsident durch Beschluß der Bundes- 
regierung aus wichtigem Grund entlassen werden. 
Vor dem Antrag ist ihm Gelegenheit zur Stellung- 


5 



Drucksache 13/8016 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


nähme zu geben. Über die Beendigung des Amtsver- 
hältnisses erhält der Präsident eine vom Bundespräsi- 
denten zu vollziehende Urkunde. Die Entlassung auf 
Verlangen wird mit dem Tag der Aushändigimg der 
Urkunde wirksam, wenn in ihr nicht ausdrücklich ein 
späterer Tag bestimmt ist. Die Entlassimg aus wichti- 
gem Grund wird nüt dem Vollzug des Beschlusses 
der Bundesregierung wirksam, wenn sie sie nicht 
ausdrücklich für einen späteren Tag beschließt. 

(5) Wird ein Bundesbeamter zum Präsidenten er- 
nannt, scheidet er mit Beginn des Amtsverhältnisses 
aus seinem bisherigen Amt aus. Für die Dauer des 
Amtsverhältnisses ruhen die in dem Beamtenverhält- 
nis begründeten Rechte und Pflichten mit Ausnahme 
der Pflicht zur Amtsverschvdegenheit und des Ver- 
bots der Annahme von Belohnungen oder Geschen- 
ken. Bei Unfallverletzten Beamten bleiben die gesetz- 
hchen Ansprüche auf das Heüverfahren imd einen 
Unfallausgleich unberührt. 

(6) Endet das Amtsverhältnis nach Absatz 1 und 
wird der Betroffene nicht anschließend in ein anderes 
Amtsverhältnis bei der Reguhenmgsbehörde be- 
rufen, tritt ein Beamter, wenn ihm nicht innerhalb 
von drei Monaten unter den Voraussetzimgen des 
§ 26 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes oder 
vergleichbarer landesgesetzhcher Regelungen ein 
anderes Amt übertragen wird, mit Ablauf dieser Frist 
aus seinem Dienstverhältnis als Beamter in den einst- 
weiligen Ruhestand, sofern er zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht die gesetzhche Altersgrenze erreicht hat. 
Er erhält ein Ruhegehalt, das er in seinem Amt unter 
Hinzmechnung der Zeit des öffentlich-rechtlichen 
Amtsverhältnisses erdient hätte. Eine vertragliche 
Versorgimgsregelung nach Absatz 3 bleibt unbe- 
rührt. Die Zeit im Amtsverhältnis ist auch ruhege- 
haltsfähig, wenn dem Beamten nach Satz 1 ein ande- 
res Amt im Beamtenverhältnis übertragen wird. Die 
Absätze 5 imd 6 gelten für Richter und für Berufs- 
soldaten entsprechend. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die 
beiden Vizepräsidenten. 

§9 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) Die Bundesbesoldungsordntmgen A und B der 
Anlage I zum Bundesbesoldungsgesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1996 
(BGBl. I S. 262), geändert durch ..., werden wie folgt 
geändert: 

1. Die Bundesbesoldungsordnung A wird wie folgt 

geändert; 

In der Besoldungsgruppe A 16 werden 

a) bei der Amtsbezeichnung „Leitender Direktor" 
der Fußnotenhinweis angefügt, 

b) folgende neue Fußnote 13 angefügt; 

Bei der Bundesanstalt für Post imd Tele- 
kommunikation Deutsche Bundespost dür- 
fen bei der Erstbesetzung der Fachbereichs- 
leiter-Dienstposten fünf Ämter der Besol- 
dungsgruppe B 2 zugeordnet werden. " 


2. Die Bundesbesoldungsordnung B wird wie folgt 
geändert: 

a) In der Besoldungsgruppe B 2 werden 

aa) nach der Amtsbezeichnung „Direktor bei 
der Hauptstelle der Bundesanstalt für Ar- 
beit - als Leiter einer großen und bedeu- 
tenden Unterabteüung die Amtsbe- 
zeichnung „Direktor bei der Regulierungs- 
behörde für Telekommunikation und Post" 
mit dem Fußnotenhinweis eingefügt, 

bb) folgende neue Fußnote 8 angefügt: 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe 
B3." 

b) In der Besoldungsgruppe B 3 werden 

aa) nach der Amtsbezeichnung „Direktor bei 
der Fühnmgsakademie der Bundeswehr 
- als Leiter einer Fachgruppe -" die Amts- 
bezeichnung „Direktor bei der Reguhe- 
rungsbehörde für Telekommunikation und 
Post" mit dem Fußnotenhinweis einge- 

fügt, 

bb) nach der Amtsbezeichnung „Gesandter" 
die Amtsbezeichnung „Kurator der Mu- 
seumsstiftung Post und Telekommunika- 
tion" eingefügt, 

cc) bei der Amtsbezeichnung „Leitender Post- 
direktor - bei der Bundesanstalt für Post 
und Telekommunikation Deutsche Bundes- 
post -" der Fußnotenhinweis ange- 

fügt, 

dd) nach der Fußnote 14 die folgenden Fuß- 
noten 15 und 15 a eingefügt: 

Soweit nicht in der Besoldungsgruppe 

B2. 

Bei der Bundesanstalt für Post und Tele- 
kommunikation Deutsche Bundespost 
dürfen bei der Erstbesetzung der Ge- 
schäftsbereichsleiter-Dienstposten drei 
Ämter der Besoldungsgruppe B 4 zuge- 
ordnet werden. " 

c) In der Besoldungsgruppe B 6 werden 

aa) nach der Amtsbezeichnung „Direktor beim 
Bundesverfasstmgsgericht" die Amtsbe- 
zeichnung „Erster Direktor bei der Regu- 
lierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post" eingefügt, 

bb) die Amtsbezeichnung „Präsident des Bun- 
desamtes für Post und Telekommunikati- 
on" gestrichen. 

(2) Das Postpersonalrechtsgesetz vom 14. Septem- 
ber 1994 (BGBl. I S. 2325, 2353) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 5 Satz 2 werden die Wörter „Organisa- 
tionseinheiten oder" gestrichen. 

2. In § 2 wird nach Absatz 2 folgender Absatz einge- 
fügt: 

„ (2 a) Ein Beamter, der Beamter des Bundesmini- 
steriums für Post und Telekommunikation oder 
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des Bundesamtes für Post und Telekommunikation 
ist oder am 31. Dezember 1997 war und zuvor Be- 
amter der Deutschen Bundespost war, kann durch 
Einzelentscheidung bei der Aktiengesellschaft auf 
Dauer beschäftigt werden, wenn er es beantragt, 
die abgebende Behörde und die Aktiengesell- 
schaft der Beschäftigung zustimmen und die Be- 
schäftigimg spätestens am 31. Dezember 1998 be- 
ginnt." 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Bimdesbeamtengesetzes" 
werden die Wörter „und eines Untersu- 
chungsführers nach Maßgabe des § 56 
Abs. 2 bis 4 imd § 126 Abs. 1 Satz 2 und 3 
der Bundesdisziplinarordnung" eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Unter denselben Voraussetzungen kann 
ein Angestellter zum Beauftragten des 
Bundesdisziplinaranwalts gemäß § 38 

Abs. 2 der Bimdesdisziplinarordnung be- 
stellt werden. " 

b) In Absatz 6 wird nach Satz 2 folgender Satz ein- 
gefügt: 

„Die Aktiengesellschaften können abweichend 
von Artikel 9 § 2 Abs. 1 des Eisenbahnneuord- 
nimgsgesetzes festlegen, daß der Betrag mo- 
nathch nachträghch an die aufnehmende Ver- 
walhmg oder den aufnehmenden Dienstherm 
gezahlt wird. " 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(4) Die Absätze 2 und 3 gelten entsprechend 
für die Obergrenze nach der Fußnote 5 zur Be- 
soldungsgruppe A 6. " 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

5. § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„§12 

Der Vorstand wird ermächtigt, für die bei den 
Aktiengesellschaften beschäftigten Beamten von 
den reise- und umzugskostenrechtiichen Bestim- 
mimgen des Bimdes abweichende Regelungen 
zu erlassen. Dabei dürfen die Bestimmungen, dib 
für die bei den Aktiengesellschaften tätigen ver- 
gleichbaren Arbeitnehmer gelten, nicht über- 
schritten werden. " 

6. Dem § 14 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Für die bis ziun Inkrafttreten dieses Geset- 
zes aus dem Tarifvertrag für die Postbetriebsärzte 
entstandenen Versorgungsansprüche der Post- 
betriebsärzte übernimmt der Bund die Gewährs- 
haftung. " 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Sätze angefügt: 

„Die jährhchen Zahlungen der Aktiengesell- 
schaften sind jeweils zum 1 . Januar des Jahres 


fällig, für das die Zahlungspflicht besteht. Nicht 
rechtzeitig geleistete Zahlungen sind markt- 
übhch zu verzinsen. " 

b) ln Absatz 2 werden nach Satz 1 folgende Sätze 
eingefügt: 

„Zum 1. Januar jeden Jahres ist ein Abschlag in 
Höhe von 33 vom Hundert der Jcihresbrutto- 
bezüge der aktiven Beamten imd der fiktiven 
Jahresbruttob ezüge der ruhegehaltsfähig beur- 
laubten Beamten des Vorjahres fällig. Die 
Schlußabrechnung und der Ausgleich von Zah- 
lungsverpflichtungen erfolgen bis zum 31. März 
des nächsten Jahres . " 

c) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Unterstützungskassen unterhegen der 
Rechts- und Fachaufsicht des Bundesministe- 
riums für Post und Telekommunikation. " 

d) Nach Absatz 4 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(5) Die Unterstützungskassen haben recht- 
zeitig vor Beginn eines Geschäftsjahres einen 
Wirtschaftsplan und eine Finanzplanung sowie 
in den ersten drei Monaten des Folgejahres 
einen Jahresabschluß nach handelsrechtlichen 
Grundsätzen aufzusteUen. Der Wirtschaftsplan 
und der Jahresabschluß bedürfen der Geneh- 
migung des Bimdesministeriums für Post und 
Telekommunikation im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Finanzen. 

(6) Zuwendungen des Bundes, auch Mittel 
des Bundes nach § 9 Abs. 4 des Bundesanstalt 
Post-Gesetzes, dürfen nur unter den folgenden 
Voraussetzungen zur Finanzierung der Unter- 
stützungskassen verwendet werden: 

1. Die Unterstützungskassen weisen die ord- 
nungs- und bestimmungsgemäße Verwen- 
dung der Mittel nach. 

2. Die Aktiengesellschaften weisen Höhe und 
Zahlungszeitpunkt der von ihnen an die Un- 
terstützungskassen geleisteten Zuwendun- 
gen nach. " 

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 7. 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz angefügt: 

„(7) Eine Beschäftigung nach der Beendi- 
gimg eines öffentlich-rechtiichen Amtsverhält- 
nisses oder eines außertariflichen Angestellten- 
verhältnisses nach § 47 Abs. 2 des Postverfas- 
sungsgesetzes bei der Aktiengesellschaft und 
bei Unternehmen, deren Anteüe mehrheitiich 
einer oder mehreren Aktiengesellschaften ge- 
hören, steht einer Verwendung im öffentlichen 
Dienst im Sinne des § 53 des Beamtenversor- 
gungsgesetzes gleich. Das gilt auch beim Zu- 
sammentreffen mit einer Versorgung aus einem 
Beamtenverhältnis. " 
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Artikel 2 

Anpassung von Rechtsvorschriften 

(1) Das Gesetz zu Artikel 10 Grundgesetz vom 
13. August 1968 (BGBl. I S. 949), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. April 1997 
(BGBl. I S. 966), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 § 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 werden die Wörter „den Femmel- 
deverkehr" durch die Wörter „die Telekommu- 
nikation" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt; 

„ (2) Wer geschäftsmäßig Postdienste erbringt 
oder an der Erbringung solcher Dienste mit- 
wirkt, hat der berechtigten Stelle auf Anord- 
nung Auskunft über die näheren Umstände des 
Postverkehrs zu erteilen und Sendungen, die 
ihm zum Einsammeln, Weiterleiten oder Aushe- 
fem anvertraut sind, auszuhändigen. Der nach 
Satz 1 Verpflichtete hat der berechtigten Stelle 
auf Verlangen die zur Vorbereitung einer An- 
ordnung erforderhchen Auskünfte zu Post- 
fächern zu erteilen, ohne daß es hierzu einer 
gesonderten Anordnung bedarf. Wer geschäfts- 
mäßig Telekommunikationsdienste erbringt 
oder an der Erbringung solcher Dienste mit- 
wirkt, hat der berechtigten Stelle auf Anord- 
nung Auskunft über die näheren Umstände der 
nach Wirksamwerden der Anordnung durchge- 
führten Telekommunikation zu erteilen, Sen- 
dungen, die ihm zur Übermittlung auf dem 
Telekommunikationsweg anvertraut sind, aus- 
zuhändigen und die Überwachung und Auf- 
zeichnung der Telekonununikation zu ermög- 
hchen. Ob und in welchem Umfang der nach 
Satz 3 Verpflichtete Vorkehrungen für die tech- 
nische und organisatorische Umsetzung von 
Überwachungsmaßnahmen zu treffen hat, be- 
stimmt sich nach § 88 des Telekonununikations- 
gesetzes und der dazu erlassenen Rechtsver- 
ordnung. " 

2. Artikel 1 § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 wird jeweils das Wort 
„ Femmeldeverkehrsbeziehungen " durch das 
Wort „Telekommunikationsbeziehungen" er- 
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 und 3 wird jeweüs das Wort 
„Femmeldeanschlüsse" durch das Wort „Tele- 
kommunikationsanschlüsse " ersetzt. 

3. In Artikel 1 § 6 Abs. 1 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Wörter angefügt: 

„bei einer Überwachung der Telekommunikation 
auch die Rufnummer oder eine andere Kennung 
seines Telekommunikationsanschlusses." 

4. Artikel 3 § 10 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird die Telekommunikation nach Artikel 1 
dieses Gesetzes oder nach den §§ 100 a, 100 b der 
Strafprozeßordnung überwacht, so darf diese Tat- 
sache von Personen, die geschäftsmäßig Telekom- 
munikationsdienste erbringen oder an der Erbrin- 


gung solcher Dienste mitwirken, anderen nicht 
mitgeteilt werden. " 

(2) In § 2 Abs. 1 Nr. 2 der Verordnung über die Ge- 
währung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 
1992 (BGBl. I S. 528), die zuletzt durch Artikel 3 
Abs. 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I 

S. 1942) geändert worden ist, werden die Wörter 
„Deutschen Bundespost" durch die Wörter „Nachfol- 
geuntemehmen der Deutschen Bundespost" ersetzt. 

(3) Die Erschwemiszulagenverordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 13. März 1992 
(BGBl. I S. 519), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Abs. 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 1995 (BGBl. I 
S. 1942), wird vde folgt geändert: 

1. In § 4 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe c werden die Wörter 
„Deutschen Bundespost" durch die Wörter „Nach- 
folgeuntemehmen der Deutschen Bundespost" er- 
setzt. 

2. In § 22 Abs. 5 werden die Wörter „Beamte der 
Deutschen Bundespost" durch die Wörter „bei 
den Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bun- 
despost beschäftigte Beamte" ersetzt. 

(4) Die Vollstreckungsvergütungsverordnung vom 
8. Juli 1976 (BGBl. I S. 1783), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 17. Dezember 1993 (BGBl. I 
S. 2240), wird wie folgt geändert: 

1. Im Abschnitt IV werden in der Überschrift die 
Wörter „sowie der Deutschen Bundespost" gestri- 
chen. 

2. In § 7 Abs. 1 werden die Wörter „sowie der Deut- 
schen Bundespost" gestrichen. 

(5) Das Bundes datenschutzgesetz vom 20. Dezem- 
ber 1990 (BGBl. I S. 2954), zuletzt geändert durch 
Artikel 12 Abs. 16 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBl. I S. 2325), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder dem 
Gesetz über Fernmeldeanlagen" gestrichen. 

2. In § 18 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder dem 
Gesetz über Fernmeldeanlagen" gestrichen. 

3. § 24 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei den Stellen des Bundes im Sinne des § 2 
Abs. 1 Satz 2 wird das Postgeheimnis (Artikel 10 
des Gnmdgesetzes) eingeschränkt, soweit dies zur 
Ausübung der Kontrolle bei den speichernden 
Stellen erforderhch ist. " 

4. In § 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden die Wörter „oder 
dem Gesetz über Fernmeldeanlagen" gestrichen. 

(6) Das Baugesetzbuch in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I 

5. 2253), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 26 Nr. 2 Buchstabe a werden das Komma nach 
den Wörtern „der Polizei" durch das Wort „oder" 
ersetzt und die Wörter „oder des Post- und Fem- 
melde Wesens" gestrichen. 
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2. In § 35 Abs. 1 Nr. 4 werden die Wörter „dem Fem- 
meldewesen," gestrichen und nach dem Wort 
„Gas," das Wort „Telekommunikationsdienstlei- 
stungen," eingefügt. 

3. In § 38 Satz 1 werden die Wörter „des Telegra- 
phenwegegesetzes" gestrichen. 

4. In § 150 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Wärme," die Wörter „Telekommunikations- 
dienstleistung oder" eingefügt und die Wörter 
„oder Fernmeldeanlagen der Deutschen Bundes- 
post" gestrichen. 

(7) § 9 Abs. 2 Satz 7 des Gesetzes über die Erweite- 
rung des Katastrophenschutzes in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 14. Februar 1990, zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 7 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes vom 
25. März 1997 (BGBl. I S. 726), wird wie folgt gefaßt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten für Beamte und Richter, die 
Sätze 4 und 5 gelten für die bei der Deutschen Post 
AG, der Deutschen Postbank AG und der Deutschen 
Telekom AG beschäftigten Beamten entsprechend." 

(8) In § 3 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Helfer der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk vom 22. Januar 1990 (BGBL I 

5. 1 18), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 28. Juli 1993 (BGBl. I S. 1394), wird folgender 
Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten für die bei der Deutschen 
Post AG, der Deutschen Postbank AG imd der Deut- 
schen Telekom AG beschäftigten Beamten entspre- 
chend." 

(9) Die Strafprozeßordnung in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1047, 
1319), die zuletzt durch Artikel 9 Abs, 2 des Gesetzes 
vom 21. August 1995 (BGBl. I S. 1050) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 99 wird wie folgt gefaßt: 

»§99 

Zulässig ist die Beschlagnahme der an den Be- 
schuldigten gerichteten Postsendungen und Tele- 
gramme, die sich im Gewahrsam von Personen 
oder Unternehmen befinden, die geschäftsm^ig 
Post- oder Telekommunikationsdienste erbringen 
oder daran mitwirken. Ebenso ist eine Beschlag- 
nahme von Postsendungen und Telegrammen zu- 
lässig, bei denen aus vorliegenden Tatsachen zu 
schließen ist, daß sie von dem Beschuldigten her- 
rühren oder für ihn bestimmt sind und daß ihr In- 
halt für die Untersuchung Bedeutung hat. " 

2. Nach § 99 wird folgender § 99 a eingefügt: 

„§99a 

(1) Von denjenigen, die geschäftsmäßig Tele- 
kommunikationsdienste erbringen, kann Auskunft 
über die näheren Umstände der Telekommunika- 
tion verlangt werden, wenn bestimmte Tatsachen 
den Verdacht begründen, daß jemand als Täter 
oder Teilnehmer eine Straftat begangen hat oder 
in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu 
begehen versucht oder durch eine Straftat vorbe- 
reitet hat, und insoweit dies für die Erforschung 
des Sachverhalts oder die Ermittlungen des 


Aufenthaltsortes des Beschuldigten erforderhch 
ist. Betrifft der Verdacht einer Straftat nicht eine 
mittels Endeinrichtung (§ 3 Nr. 3 TKG) begangene 
Straftat, kann Auskunft über die näheren Umstän- 
de der Telekommunikation nur verlangt werden, 
wenn Gegenstand der Untersuchung eine Straftat 
von nicht unerhebhcher Bedeutung ist. 

(2) Die Auskunft darf nur vom Richter, bei Ge- 
fahr im Verzüge auch von der Staatsanwaltschaft 
verlangt werden. 

(3) Die Anordnung ergeht schriftlich. Sie darf 
sich nur gegen den Beschuldigten oder solche Per- 
sonen richten, von denen auf Grund bestimmter 
Tatsachen anzunehmen ist, daß sie für den Be- 
schuldigten bestimmte oder von ihm herrührende 
Mitteilungen entgegengenommen oder weiterge- 
geben haben oder daß der Beschuldigte ihren An- 
schluß benutzt hat. 

3. In § 100a Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „des 
Femmeldeverkehrs " durch die Wörter „der Tele- 
kommunikation" ersetzt. 

4. § 100 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „des 
Femmeldeverkehrs" durch die Wörter „der Te- 
lekommunikation" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Sie muß Namen und Anschrift des Betroffe- 
nen, gegen den sie sich richtet, und die Ruf- 
nummer oder eine andere Kennung seines Te- 
lekommunikationsanschlusses enthalten. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Auf Gmnd der Anordnung hat jeder, der 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste er- 
bringt oder daran mitwirkt, dem Richter, der 
Staatsanwaltschaft und ihren im Polizeidienst 
tätigen Hilfsbeamten (§ 152 des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes) die Überwachung und Aufzeich- 
nung der Telekommunikation zu ermöglichen. 
Ob und in welchem Umfang hierfür Vorkehmn- 
gen zu treffen sind, ergibt sich aus § 88 des 
Telekommunikationsgesetzes und der auf sei- 
ner Gmndlage erlassenen Rechtsverordnung 
zur technischen und organisatorischen Umset- 
zung von Überwachungsmaßnahmen. § 95 
Abs. 2 gilt entsprechend." 

d) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beendigung ist dem Richter und dem nach 
Absatz 3 Verpflichteten mitzuteilen. " 

(10) § 17 a Abs. 1 des Gesetzes über die Entschädi- 
gung von Zeugen und Sachverständigen in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969, das 
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 

5. . . .) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nmnmer 3 werden die Wörter „des Femmelde- 
verkehrs" durch die Wörter „der Telekommunika- 
tion" ersetzt. 
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2. Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

a) Im einleitenden Satzteil wird das Wort „femmel- 
de technische " durch das Wort „telekonununi- 
kationstechnische" ersetzt. 

b) In Buchstabe a werden das Wort „Telefonan- 
schlüssen" durch das Wort „Telekonununikati- 
onsanschlüssen" und das Wort „Telefonan- 
schluß" durch das Wort „Telekommunikations- 
anschluß" ersetzt. 

c) In Buchstabe b wird das Wort „Telefonan- 
schluß" durch das Wort „Telekommunika- 
tionsanschluß" ersetzt. 

(11) § 23 Abs. 2 des AGB-Gesetzes vom 9. Dezem- 
ber 1976 (BGBl. I S. 3317), das zuletzt durch 
Artikel 12 Abs. 28 des Gesetzes vom 14. September 
1994 (BGBl. I S. 2325, 2384) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . Nununer 1 a wird wie folgt gefaßt: 

„ 1 a. § 2 für die Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen und Entgelte der Anbieter von Telekom- 
munikationsdienstleistungen über das Ange- 
bot von Telekonununikationsdienstleistun- 
gen für die Öffentlichkeit nach dem Tele- 
kommunikationsgesetz, sofern sie in ihrem 
Wortlaut im Amtsblatt der Regulierungsbe- 
hörde veröffentlicht worden sind imd bei den 
Geschäftsstellen der Anbieter zur Einsicht- 
nahme bereitgehalten werden;". 

2. Nach Nummer 1 a wird folgende Nununer einge- 
fügt: 

„ 1 b. § 2 für die Allgemeinen Geschäftsbedingun- 
gen der Deutschen Post AG für Leistungen 
im Rahmen des Beförderungsvorbehalts 
nach dem Postgesetz, sofern sie in ihrem 
Wortlaut im Amtsblatt der Regulierungsbe- 
hörde veröffentlicht worden sind und bei den 
Geschäftsstellen der Deutschen Post AG zur 
Einsichtnahme bereitgehalten werden; " . 

3. In § 30 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 23 Abs. 2 Nr. la und Ib tritt mit Ablauf des 

3 1 . Dezember 2002 außer Kraft. " 

(12) § 452 des Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 
1897 (BGBl. III 4100-1), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBL I S. 3210) 
geändert worden ist, wird aufgehoben. 

(13) Das Strafgesetzbuch in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 10. März 1987 (BGBl. I S. 945, 
1160), zuletzt geändert durch ..., wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 88 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Unternehmen oder Anlagen, die der öffentli- 
chen Versorgung nüt Postdienstleistungen 
oder dem öffentlichen Verkehr dienen, 

2. Telekonununikationsanlagen, die öffentlichen 
Zwecken dienen, " . 

2. In § 202 Abs. 1 wird die Angabe „§ 354" durch die 

Angabe „§ 206" ersetzt. 


3. In § 265a Abs. 1 werden die Wörter „eines öffent- 
lichen Zwecken dienenden Femmeldenetzes" 
durch die Wörter „eines öffentlichen Telekommu- 
nikationsnetzes " ersetzt. 

4. § 316b Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. von Unternehmen oder Anlagen, die der 
öffentlichen Versorgung mit Postdienstleistun- 
gen oder dem öffentlichen Verkehr dienen, " . 

5. § 317 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 

„Störung von Telekommunikationsanlagen". 

b) In Absatz 1 wird das Wort „Fernmeldeanlage" 
durch das Wort „Telekonununikationsanlage" 
ersetzt. 

6. § 354 wird § 206 und wie folgt gefaßt: 

„§206 

Verletzung des Post- 
oder Femmeldegeheimnisses 

(1) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mit- 
teilung über Tatsachen macht, die dem Post- oder 
Fernmeldegeheimnis unterliegen und die ihm als 
Inhaber oder Beschäftigtem eines Unternehmens 
bekanntgeworden sind, das geschäftsmäßig Post- 
oder Telekommunikationsdienste erbringt, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer als Inhaber oder 
Beschäftigter eines in Absatz 1 bezeichneten Un- 
ternehmens unbefugt 

1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen 
zur Übermittlung anvertraut worden und ver- 
schlossen ist, öffnet oder sich von ihrem Inhalt 
ohne Öffnung des Verschlusses unter Anwen- 
dung technischer Mittel Kenntnis verschafft, 

2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermitt- 
lung anvertraute Sendung unterdrückt oder 

3. eine der in Absatz 1 oder in den Nummern 1 
oder 2 bezeichneten Handlungen gestattet oder 
fördert. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Perso- 
nen, die 

1. Aufgaben der Aufsicht über ein in Absatz 1 be- 
zeichnetes Unternehmen wahmehmen, 

2. von einem solchen Unternehmen oder mit des- 
sen Ermächtigung mit dem Erbringen von Post- 
oder Telekommunikationsdiensten betraut sind 
oder 

3. nüt der Herstellung einer dem Betrieb eines sol- 
chen Unternehmens dienenden Anlage oder 
nüt Arbeiten daran betraut sind. 

(4) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mit- 
teüung über Tatsachen macht, die ihm als außer- 
halb des Post- oder Telekommunikationsbereichs 
tätigem Amtsträger auf Grund eines befugten oder 
unbefugten Eingriffs in das Post- oder Femmelde- 
geheimnis bekanntgeworden sind, wird mit Frei- 
heitsstrafe bis zu zwei Jahren oder nüt Geldstrafe 
bestraft. 
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(5) Dem Postgeheimnis unterhegen die näheren 
Umstände des Postverkehrs bestimmter Personen 
sowie der Inhalt von Postsendungen. Dem Fem- 
meldegeheimnis unterhegen der Inhalt der Tele- 
kommunikation und ihre näheren Umstände, ins- 
besondere die Tatsache, ob jemand an einem Tele- 
kommunikationsvorgang beteihgt ist oder war. 
Das Femmeldegeheinmis erstreckt sich auch auf 
die näheren Umstände erfolgloser Verbindungs- 
versuche." 

7. In § 358 wird die Angabe „§ 354," gestrichen. 

(14) Das Wehrstrafgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 24. Mai 1974 (BGBl. I S. 1213), 
zuletzt geändert durch ..., wird Avie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Wegen Verletzung von Privatgeheünnissen 
(§ 203 Abs. 2, 4, 5, §§ 204, 205 des Strafgesetzbu- 
ches), wegen Verletzung des Post- oder Femmel- 
degeheimnisses (§ 206 Abs. 4 des Strafgesetzbu- 
ches) und wegen Verletzung des Dienstgeheim- 
nisses (§ 353b Abs. 1 des Strafgesetzbuches) sind 
nach Maßgabe des § 48 auch frühere Soldaten 
strafbar, soweit ihnen diese Geheimnisse während 
des Wehrdienstes anvertraut worden oder sonst 
bekanntge worden sind." 

2. § 48 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „Verletzung von Privatge- 
heimnissen (§ 203 Abs. 2, 4, 5, §§ 204, 205)," 
werden in einer neuen Zeile die Wörter „Verlet- 
zung des Post- oder Femmeldegeheinmisses 
(§ 206 Abs. 4)," eingefügt. 

b) Nach der Angabe „Falschbeurkundung im Amt 
(§ 348)" wird das Komma durch das Wort „und" 
ersetzt. 

c) Nach der Angabe „Verletzung des Dienstge- 
heimnisses (§ 353b Abs. 1)" werden die Wörter 
„und Verletzung des Post- und Femmeldege- 
heimnisses (§ 354 Abs. 4)" gestrichen. 

(15) § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 6. Februar 1995 (BGBl. I S. 165), das zuletzt 
durch Artikel 43 des Gesetzes vom 24. März 1997 
(BGBl. I S. 594) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefaßt: 

„ (3) Erfolgen Werbemaßnahmen ohne Angabe von 
Name und Anschrift unter einem Telekommunikati- 
onsanschluß und bestehen in diesem Zusanunen- 
hang Anhaltspunkte für einen Verstoß gegen 
Absatz 1, ist der Anbieter dieser Telekommunikati- 
onsdienstleistung verpfhchtet, den Handwerkskam- 
mern auf Verlangen Namen und Anschrift des An- 
schlußinhabers unentgelthch mitzuteilen. " 

(16) In § 1 Abs. 1 Nr. 11 Buchstabe b der Verord- 
nung über die Zuständigkeit und das Verfahren bei 
der Unabkömmlichstellung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Ghederungsnummer 50-1-3, veröffent- 
hchten bereinigten Fassung, die durch Artikel 12 
Abs. 31 des Gesetzes vom 14. September 1994 
(BGBl. I S. 2325) geändert worden ist, werden nach 
den Wörtern „diese Unternehmen" die Wörter „auf 
Grund einer Rechtsverordnung" eingefügt. 


(17) In § 1 Teil VII der Verordnung zur Übertragung 
von Zuständigkeiten im Verfahren bei der Unab- 
kömmhchstellung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Ghederungsnummer 50-1-3-2, veröffenthchten berei- 
nigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 12 Abs. 32 
des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl. I 
S. 2325) geändert worden ist, wird das Komma nach 
den Wörtern „2. Das Bundesamt für Post und Tele- 
kommunikation" durch ein Semikolon ersetzt; die 
Wörter „3. das Bundesamt für Zulassungen in der Te- 
lekommunikation, 4. Die Bundesdruckerei GmbH;" 
werden gestrichen. 

(18) § 9 des Arbeitsplatzschutzgesetzes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 14. April 1980 
(BGBl. I S. 425), das zuletzt durch Artikel ... des Ge- 
setzes vom 24. März 1997 (BGBl. I S. 594) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefügt: 

„(3) Absatz 2 Satz 2 gilt für die bei der Deut- 
schen Post AG, der Deutschen Postbank AG und 
der Deutschen Telekom AG beschäftigten Beam- 
ten mit der Maßgabe, daß der Bund den Aktienge- 
seUschaften die Bezüge der Beamten für die Dauer 
der Wehrübung zu erstatten hat. " 

2. Die bisherigen Absätze 3 bis 10 werden die 
Absätze 4 bis 11. 

(19) § 3 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über die Aus- 
prägung von Scheidemünzen vom 8. Juü 1950 
(BGBl. I S. 323), das zuletzt durch Gesetz vom 10. De- 
zember 1986 (BGBl. I S. 2414) geändert worden ist, 
wird aufgehoben. 

(20) § 44 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 20. Februar 1990 (BGBl. I 
S. 235), das zuletzt durch Artikel 12 Abs. 47 des Ge- 
setzes vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) ge- 
ändert worden ist, wird aufgehoben. 

(21) § 17 Abs. 4 der Handwerks Ordnung in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 28. Dezember 1965 
(BGBl. I 1966 S. 1), die zuletzt durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1254) geän- 
dert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Sofern ein Gewerbetreibender ohne Angabe 
von Name und Anschrift unter einem Telekommuni- 
kationsanschluß Handwerksleistungen anbietet und 
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß er den selbstän- 
digen Betrieb eines Handwerks als stehendes Ge- 
werbe entgegen den Vorschriften dieses Gesetzes 
ausübt, ist der Anbieter dieser Telekommunikations- 
dienstleistung verpfhchtet, den Handwerkskammern 
auf Verlangen Namen und Anschrift des Anschlußin- 
habers unentgelthch mitzuteilen. " 

(22) Das Geldwäschegesetz vom 25. Oktober 1993 
(BGBl. I S. 1770) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 4 werden die Wörter „ein Finanzinstitut 
und die Deutsche Bundespost" durch die Wörter 
„und ein Finanzinstitut" ersetzt. 

2. In § 14 Abs. 1 wird die Nummer 8 gestrichen. 

(23) Das Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 
(BGBl. I S. 481, 495, 1555), zuletzt geändert durch 
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Artikel 3 des Gesetzes vom ... (BGBL I S. ...), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 39 wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „den 
Femmeldeverkehr" durch die Wörter „die Tele- 
kommunikation einschheßhch der dazu nach 
Wirksamwerden der Anordnung (§ 40) inner- 
halb des Telekommunikationsnetzes in Daten- 
speichern abgelegten Inhalte" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Femmelde- 
anschluß" durch das Wort „Telekommunikati- 
onsanschluß" ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Artikel 1 § 1 Abs. 2 bis 4 des Gesetzes zu 
Artikel 10 Grundgesetz gilt entsprechend." 

2. In § 40 Abs. 4 Satz 2 werden der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Wörter angefügt: 

„bei einer Überwachung der Telekommunikation 
auch die Rufnummer oder eine andere Kennung 
des Telekommunikationsanschlusses. " 

3. In § 41 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Post- und 
Femmeldeverkehr" durch die Wörter „Postver- 
kehr oder an der Telekommunikation" ersetzt. 

4. Die §§42 und 43 werden wie folgt gefaßt: 

„§42 

Verschwiegenheitspflicht 

(1) Werden Beschränkungen nach den §§ 39 
bis 41 vorgenommen, so darf diese Tatsache von 
Personen, die geschäftsmäßig Post- oder Telekom- 
munikationsdienste erbringen oder an der Erbrin- 
gung solcher Dienste mitwirken, anderen nicht 
mitge teilt werden. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer entgegen Ab- 
satz 1 eine Mitteilung macht. 

§43 

Entschädigung für Leistungen 

Das ZoUkriminalamt hat denjenigen, die ge- 
schäftsmäßig Post- oder Telekommunikationsdien- 
ste erbringen oder an der Erbringung solcher 
Dienste mitwirken, für ihre Leistungen bei der 
Durchführung von Beschränkungen nach § 39 
Abs. 1 eine Entschädigung zu gewähren, deren 
Umfang sich nach § 17 a des Gesetzes über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen 
benüßt." 

(24) § 11 Abs. 2 Satz 5 der Festlandsockel-Bergver- 
ordnung vom 21. März 1989 (BGBl. I S. 554), die zu- 
letzt durch Artikel 12 Abs. 61 des Gesetzes vom 
14. September 1994 (BGBl. I S. 2325) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefaßt: 

„Für die Nutzung der Frequenzen bedarf es einer 
Frequenzzuteilung gemäß § 47 des Telekommunika- 
tionsgesetzes." 

(25) Das Arbeitssicherstellungsgesetz vom 9. Juli 
1968 (BGBl. I S. 787), zuletzt geändert durch Artikel 6 
Abs. 6 des Gesetzes vom 25. März 1997 (BGBl. I 

5. 726), wird wie folgt geändert: 


1. In § 4 Abs. 1 Nr. 8 werden die Wörter „den aus 
dem Sondervermögen Deutsche Bundespost her- 
vorgegangenen Unternehmen" durch die Wörter 
„der Deutschen Post AG, der Deutschen Postbank 
AG und der Deutschen Telekom AG" ersetzt. 

2. § 16 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz wird wie folgt 
gefaßt: 

„§ 9 Abs. 3 bis 11 des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
güt entsprechend, Absatz 8 nur, soweit er die Ein- 
berufung zu Wehrübungen betrifft, und Absatz 9, 
soweit er auf § 4 Abs. 1, 2 und 4 verweist. " 

(26) Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzli- 
che Krankenversicherung - Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 24. März 
1997 (BGBl. I S. 594), wird wie folgt geändert: 

1. In § 267 Abs. 6 Satz 4 werden die Wörter „Deut- 
sche Bundespost" durch die Wörter „Deutsche 
Post AG" ersetzt. 

2. In § 283 Satz 2 wird das Wort „Bundespostbe- 
triebskrankenkasse" durch die Wörter „Betriebs- 
krankenkasse nach § 7 Postsozialversicherungsor- 
ganisationsgesetz (DIE BKK POST) " ersetzt. 

(27) § 127 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch - 
Gesetzhche Unfallversicherung - vom 7. August 1996 
(BGBl. I S. 1254), das zuletzt durch das Gesetz vom 
12. Dezember 1996 (BGBl. I S. 1859) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 4 werden die Wörter „gesetzlichen 
und" gestrichen. 

2. Nach Nummer 7 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt und folgende Nummer angefügt: 

„8. die Bundespost-Betriebskrankenkasse nach § 7 
des Postsozialversicherungsorganisationsge- 
setzes (DIE BKK POST)." 

(28) Die TELEKOM-Pfhchtleistungsverordnung 
vom 16. September 1992 (BGBL I S. 1614) wird aufge- 
hoben. 

(29) Artikel 12 Abs. 8 des Postneuordnungsgeset- 
zes vom 14. September 1994 (BGBL I S. 2325, 2384) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 wird die Angabe „ 1. " gestrichen. 

2. Nummer 2 wird gestrichen. 

(30) Das Bundesanstalt Post-Gesetz vom 14. Sep- 
tember 1994 (BGBL I S. 2325) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 5 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei der Bundesanstalt wird ein Verwal- 
tungsrat gebildet. Er besteht aus einem Vorsitzen- 
den, der vom Bundesminister für Post und Tele- 
kommunikation benannt wird, und neun weiteren 
Mitghedem, nämlich 

1. je einem Vertreter des Bundesministeriums der 
Finanzen, des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation, der jeweils zweifa- 
ches Stimmrecht hat. 
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2. je einem Vertreter der Aktiengesellschaften (§ 1 
Abs. 1), 

3. je einem Vertreter des Personals der Aktien- 
gesellschaften (§ 1 Abs. 1) auf Vorschlag der Ar- 
beitnehmerseite. 

Der Vorsitzende und die weiteren Mitgheder des 
Verwaltungsrats werden durch den Bundesmini- 
ster für Post und Telekommunikation bestellt. " 

2. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(3) Der Bundespräsident ernennt und ent- 
läßt die Beamten der Bundesbesoldungsord- 
nung B der Bundesanstalt, Der Vorstand er- 
nennt und entläßt die Beamten der Bundesbe- 
soldungsordnung A. " 

b) Die Absätze 3 bis 6 werden die Absätze 4 bis 7. 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Vorjahres" 
durch das Wort „Vorvorjahres" ersetzt. 

b) Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Sofern Reduzierungen der Leistungen oder 
Reduzierungen hinsichthch des erstattungsfä- 
higen Betrages nach dem Beihilferecht des 
Bundes nicht in die Satzung der Postbeamten- 
krankenkasse übernonunen werden, geht dies 
ebenfalls zu Lasten der Mitgheder. " 

c) Absatz 5 Satz 3 und 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Kosten, die dabei für Postbeamtenkranken- 
kassenmitgheder bei der Unfallkasse Post und 
Telekom sowie der Museumsstiftung entstehen, 
werden von diesen getragen. Kosten, die für 
andere Postbeamtenkrankenkassenmitgheder 
entstehen, trägt die Bundesanstalt aus Mitteln 
nach § 19 Abs. 1." 

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Aktien- 
gesellschaften" die Wörter „durch die Bun- 
desanstalt" eingefügt. 

bb) ln Satz 2 werden nach dem Wort „werden" 
die Wörter „durch die Bundesanstalt" ein- 
gefügt. 

(31) Das Postsozialversicherungsorganisationsge- 
setz vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 2338) 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Das Bundesministerium für Post und Telekommu- 
nikation kann sich in diesen Angelegenheiten die 
Entscheidung Vorbehalten oder sie von seiner vor- 
herigen Genehmigung abhängig machen; auch 
kann es verbindhche Grundsätze für die Genehmi- 
gung aufstellen. " 

2. In § 7 Abs. 3 werden die Wörter „im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministeriums für Post und Tele- 
konununikation" durch die Wörter „in der Regu- 


herungsbehörde für Telekonununikation und 
Post" ersetzt. 

(32) Das Postumwandlungsgesetz vom 14. Septem- 
ber 1994 (BGBl. I S. 2325, 2339) wird wie folgt geän- 
dert: 

1. Dem § 12 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Einer Unbedenkhchkeitsbescheiiügung nach § 22 
des Grunderwerbsteuergesetzes bedarf es nicht. " 

2. In § 13 Abs. 1 Satz 5 wird die Angabe „Artikel 24 
Abs. 2" durch die Angabe „Artikel 22 Abs. 4" er- 
setzt. 

(33) Das Post- und Telekonununikationssicherstel- 
lungsgesetz vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 
2378) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Nr. 2 und 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ 2. die Anbieter von Postdienstleistungen und 

3. die Anbieter von Telekonununikationsdienst- 
leistungen. " 

2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Soweit die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
Regelungen auf Grund des Absatzes 3 Satz 2 ent- 
halten, bedarf es zu ihrer Umsetzung keiner An- 
wendungsverordnung. " 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 
1987 (BGBl. I S. 602), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 27. Juni 1994 
(BGBl. 1 S. 1440)," gestrichen. 

b) ln Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 613, 1977 1 S. 269), die 
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 
21. Juh 1994 (BGBl. 1 S. 1630) geändert worden 
ist," gestrichen. 

4. § 9 wird wie folgt geändert: 

Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Zuständige Behörde im Sinne des § 13a Abs. 1 
und 3 des Wehrpfhchtgesetzes und des § 14 Abs. 1 
bis 3 des Zivildienstgesetzes ist das Bundesamt für 
Post und Telekonununikation. " 

5. § 11 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die aus den Teilsondervermögen Deutsche 
Bundespost POSTDIENST und Deutsche Bundes- 
post POSTBANK hervorgegangenen Nachfolge- 
untemehmen haben die erforderhchen Vorsorge- 
maßnahmen zu treffen, um auch bei Katastrophen 
und Notfällen sowie im Spannungs- und Verteidi- 
gungsfall die ihnen nach den §§119 und 120 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch übertragenen 
Aufgaben für die Träger der Sozialversicherung zu 
erfüUen." 

6. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Maßnahmen, die der Vorbereitung für das 
Erbringen dieser Dienstleistungen dienen, wird 
ein besonderes Entgelt nicht gewährt; sofern 
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für vorbereitende Maßnahmen bei Unterneh- 
men nach § 2 Nr. 3 Investitionen erforderhch 
sind, werden die Kosten erstattet, wenn das 
Bundesnünisterium für Post imd Telekommuni- 
kation der vorgesehenen Maßnahme vorher zu- 
gestimmt hat. " 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Für jeden Netzzugang, für den Vorrechte 
nach § 3 Abs. 3 einzuräumen sind, erhält das 
verpflichtete Unternehmen von dem bevorrech- 
tigten Aufgabenträger einmalig ein Entgelt in 
Höhe von 100 Deutsche Mark. Damit sind alle 
Ansprüche, die für das Einräumen und die In- 
anspruchnahme von Vorrechten aus dem Kun- 
denverhältnis entstehen können, abgegolten. 
Die Umstellung des bei der Deutschen Telekom 
AG bisher angewandten Verfahrens auf das 
Verfahren nach der Telekommunikations-Si- 
cherstellungs-Verordnung gemäß § 3 Abs. 1 
bis 3 ist kostenfrei. " 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefaßt: 

„(5) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 
tragen die Deutsche Post AG und die Deutsche 
Telekom AG die Kosten, die ihnen auf Grund 
dieses Gesetzes entstehen, selbst, so lange ih- 
nen ein ausschließhches Recht nach dem Ge- 
setz über das Postwesen oder dem Gesetz über 
Fernmeldeanlagen zusteht. " 

(34) Die Telekommunikations-Verleihungsverord- 

mmg vom 19. Oktober 1995 (BGBl. I S. 1434) wird 

wie folgt geändert: 

1. In § 1 werden die Angabe „§ 1 Abs. 2 und Abs. 4 
Satz 3 und 4" durch die Angabe „§ 1 Abs. 4" er- 
setzt und nach dem Wort „Gesetzes" die Wörter 
„in der Fassung des § 99 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b 
des Telekonununikationsgesetzes" eingefügt. 

2. Die §§ 2 bis 24 werden aufgehoben. 

3. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „über die 
in den §§ 3 bis 24 geregelten Fälle hinaus nach 
§ 2 Abs. 1 und 4" durch die Angabe „nach § 2 
Abs. 1" und die Angabe ,;§ 1 Abs. 2 und 4" 
durch die Angabe „§ 1 Abs. 4" ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. Die Deutsche Telekom AG ihren Leistungs- 
pflichten bei der Erbringung des Sprachte- 
lefondienstes als Monopoldienstleistung im 
Sinne der Telekommunikations-Kunden- 
schutzverordnung vom 19. Dezember 1995 
(BGBl. I S. 2020) nach Art, Quahtät und 
Preis nicht angemessen nachkommt oder" . 

4. § 27 wird aufgehoben. 

5. § 29 Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. § 31 Abs. 1 erster Halbsatz wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verleihung kann unter Auflagen und Bedin- 
gungen erteilt werden, " . 

7. § 33 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


(35) Die Mobilfunk-Telekommunikations-Verlei- 
hungs Verordnung vom 23. Oktober 1995 (BGBl, I 
S. 1446) wird aufgehoben. 

(36) § 35 Abs. 7 der Straßenverkehrs-Ordnung vom 
16. November 1970 (BGBl. I S. 1565, ber. 1971, S. 38), 
die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 
14. Februar 1996 (BGBl. I S. 216, 217) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt gefaßt: 

„ (7) So lange die Deutsche Post AG ausschheßhche 
Pflichten nach dem Postgesetz wahrzimehmen hat, 
dürfen Fahrzeuge dieses Unternehmens, deren Ein- 
satz zur Erfüllung der auferlegten Postdienstleistun- 
gen erforderhch ist, dafür auf allen Straßen und Stra- 
ßenteilen zu allen Zeiten fahren und halten. Diesel- 
ben Rechte gelten auch für die Meßfahrzeuge der 
Reguhenmgsbehörde, soweit ihr hoheitücher Einsatz 
dies erfordert. " 

(37) § 31 Abs. 2 Satz 3 des Bundes Wasserstraßenge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. August 1990 (BGBl. I S. 1818), das zuletzt durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Juni 1995 (BGBl. I 
S. 778, 779) geändert worden ist, wird wie folgt ge- 
faßt: 

„Telekommunikationslinien im Sinne des § 3 Nr. 17 
des Telekommunikationsgesetzes sind anzeigepflich- 
tig und genehmigungsfrei. " 

(38) Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14, Januar 1981 (BGBl. I S. 61), 
zuletzt geändert diuch Artikel 2 § 12 des Gesetzes 
vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2978), wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 29c Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei Postsendungen findet Satz 1 mit der Maßga- 
be Anwendung, daß diese nur geöffnet werden 
dürfen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme 
begründen, daß sich darin Gegenstände befinden, 
deren Beförderung gegen § 27 verstößt. " 

2. § 52 wird wie folgt gefaßt: 

.§52 

Werden Postsendungen im Luftfahrzeug beför- 
dert, so bestimmt sich die Haftung ausschheßhch 
nach den Vorschriften, die für das Unternehmen 
gelten, bei dem die Sendungen aufgegeben wur- 
den. " 

(39) Die Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 1979 
(BGBl. I S. 308), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3178), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 8 Abs. 2 Nr. 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. die Frequenzzuteilung gemäß § 47 des Tele- 
kommunikationsgesetzes; für Ultraleichtflug- 
zeuge zusätzhch der Nachweis der Zulassung 
der Bordfunkanlage durch das Luftfahrt-Bun- 
desamt oder das Flugsicherungsuntemeh- 
men. " 

2. In § 82 Abs. 2 werden nach den Wörtern „oder des 
Bundesamtes für Post und Telekommunikation" 
die Wörter „oder in der Frequenzzuteüung der Re- 
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guherungsbehörde für Telekommunikation und 
Post“ eingefügt. 

(40) Nach Artikel 3 des Gesetzes zu dem Abkom- 
men vom 18. März 1993 zur Ändenmg des Zusatzab- 
kommens zum NATO-Truppenstatut und zu weiteren 
Übereinkünften vom 28. September 1994 (BGBl. 1994 
II S. 2594) wird folgender Artikel eingefügt: 

„Artikel 3 a 

Wer Telekommunikationsdienstleistungen für die 
Öffentlichkeit erbringt, ist im Rahmen des von 
ihm bereitgehaltenen Angebots verpflichtet, diese 
Dienstleistungen für die Truppen der Entsendestaa- 
ten in gleicher Weise und zu gleichen Konditionen 
anzubieten, wie sie die Deutsche Bundespost oder 
die Deutsche Femmeldeverwaltung gemäß Artikel 60 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
einschließlich des zugehörigen Unterzeichnungspro- 
tokolls und des zugehörigen Verwaltungsabkom- 
mens in den jeweüs anzuwendenden Fassungen zu 


erbringen haben. Das für Telekommunikation zu- 
ständige Bundesministerium und die von ihm beauf- 
tragten Stellen können von den nach Satz 1 Ver- 
pflichteten entgeltfrei Auskünfte im Hinblick auf die 
Erfüllung der genannten Verpflichtungen verlangen. " 

Artikel 3 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Die mit diesem Gesetz geänderten Rechtsverord- 
nungen können auf Grund der jeweils einschlägigen 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert 
werden. 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Notwendigkeit eines Begleitgesetzes 
zum Telekommunikationsgesetz 

Mit dem Telekommunikationsgesetz (TKG) sind die 
erforderhchen gesetzgeberischen Maßnahmen zui 
Herstellung von Wettbewerb im Telekommunika- 
tionsmarkt geschaffen worden. Im Gesetz ist die Er- 
richtung einer Regulierungsbehörde für Telekommu- 
nikation und Post vorgesehen, die die Aufgaben der 
Reguherung, die sich aus dem Telekommunikations- 
gesetz und aus anderen Gesetzen (vgl. z.B. § 44 des 
Entwurfs eines Postgesetzes) ergeben, wahmehmen 
soll (§ 66 TKG). Die Reguherungsbehörde wird ihre 
Arbeit zum 1. Januar 1998 aufnehmen (§ 100 TKG). 
Bis zu diesem Zeitpunkt werden die Aufgaben der 
Regulierungsbehörde kommissarisch im Geschäfts- 
bereich des Bundesministeriums für Post und Tele- 
kommunikation wahrgenommen (§ 98 TKG). 

Mit dem Begleitgesetz sollen diejenigen personal- 
rechtlichen Regelungen für die Beschäftigten der 
neuen Bundesoberbehörde bereitgestellt werden, die 
angesichts der fachlich-organisatorischen Struktur 
der neuen Behörde erforderhch sind. 


II. Gesetzgebungskompetenzen 

Für die personalrechtlichen Bestimmungen in Arti- 
kel 1 dieses Gesetzes hat der Bund die ausschließ- 
liche Gesetzgebung nach Artikel 73 Nr. 8 GG. 

Für die in Artikel 2 zu ändernden Vorschriften erge- 
ben sich folgende Gesetzgebungskompetenzen des 
Bundes: 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich für Absatz 1 Nr. 1 bis 3, Absatz 28, 29, 30, 31, 32, 
33, 35 und 36 aus Artikel 73 Nr. 7 und 10 GG, für 
Absatz 2 und 3 aus Artikel 73 Nr. 8 GG, für Absatz 7, 
8, 16, 17, 18 und 41 aus Artikel 73 Nr. 1 GG, für 
Absatz 19 aus Artikel 73 Nr. 4 GG, für Absatz 23 aus 
Artikel 73 Nr. 5 GG und für Absatz 39 und 40 aus 
Artikel 73 Nr. 6 GG. Die in Absatz 5 enthaltenen 
Regelungen für den Datenschutz folgen als bereich- 
spezifisch aus der Kompetenz für Artikel 73 Nr. 7 und 
10 GG. 

Die konkurrierende Gesetzgebung ergibt sich für 
Absatz 1 Nr. 4, Absatz 4, 10, 11, 13, 14 und 37 aus 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 GG, für Absatz 6 aus Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 18 GG, für Absatz 12, 15, 20, 21, 22 und 24 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, für Absatz 25, 26 
und 27 aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 12 GG, für Absatz 38 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 21 GG. 

Eine bundesgesetzliche Regelung ist zur Wahrung 
der Rechtseinheit nach Artikel 72 Abs. 2 GG unent- 
behrlich im Bereich des Bundesdatenschutzgesetzes, 
des Baugesetzbuchs, der Strafprozeßordnung, des 


Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen, des AGB-Gesetzes, des Strafge- 
setzbuches, des Wehrstrafgesetzes, des Außenwirt- 
schaftsgesetzes, des Arbeitssicherstellungsgesetzes, 
des Sozialgesetzbuchs und des Bundeswasserstra- 
ßengesetzes, weil für die sich auf die Telekommuni- 
kation beziehenden Angelegenheiten gleiche Rechts- 
normen im Bundesgebiet Geltung haben müssen, 
insbesondere im Hinblick auf die weitere tecluüsche 
Entwicklung der Telekommunikation. Diese Zielset- 
zung einer gesamtstaatlichen Regelung liegt im ge- 
samtstaatlichen Interesse, da es um Lebensverhält- 
nisse geht, die nicht primär von örtiichen oder regio- 
nalen Besonderheiten geprägt sind und da es den 
Bürgern erleichtert werden soll, mit den praktischen 
und rechtlichen Folgeproblemen der aus der Ent- 
wicklung der Telekommunikation folgenden Mög- 
lichkeiten zurecht zu kommen. Die bimdesgesetzh- 
chen Regelungen sind daher zur Wahrung der vom 
Verfassungsgeber anerkannten Zielsetzung „Rechts- 
einheit" geeignet und notwendig. Die Wirtschafts- 
einheit im Sinne des Artikels 72 Abs. 2 GG begründet 
die bundesgesetzlichen Regelungen im Bereich des 
Handelsgesetzbuchs, des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit, des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen und der Handwerksordnimg, 
weil einheitliche rechtliche Rahmenbedingungen für 
die wirtschaftliche Bestätigung im ganzen Bundesge- 
biet bestehen sollen. Die gesamtstaatliche Regelimg 
hegt im gesamtstaatlichen Interesse, da es um einen 
bundeseinheitlichen bzw. überregionalen Markt geht, 
der sich zudem in einer globalen übergreifenden 
Entwicklung befindet. Die bundesgesetzlichen Rege- 
lungen sind daher zur Wahrung der vom Verfas- 
sungsgeber anerkannten Zielsetzung „Wirtschafts- 
einheit" geeignet und notwendig. 

Die zu ändernden Verordnungen beruhen auf Er- 
mächtigungen durch Bundesgesetze. 

III. Inhalt und Ziele des Gesetzentwurfs 

Pohtischer Konsens, der Industrie, Gewerkschaften 
und Verbände einschließt, besteht darüber, daß die 
Umsetzung der mit dem TKG und auch mit dem 
PostG-E verfolgten Zielsetzungen der Schaffung von 
Wettbewerb in bisher von Monopolen geprägten 
Märkten sowie der Infrastruktmsicherung eine be- 
sondere Anstrengung auf organisatorischer und per- 
soneller Ebene für die Bildung einer effizienten 
Regulierungsbehörde erfordert. Das wurde immer 
wieder in Stellungnahmen, Expertengesprächen, An- 
hörungen der parlamentarischen Gremien und in 
den Medien bekräftigt. Die Ausgestaltung der Regu- 
herungsbehörde wird darüber entscheiden, ob Inve- 
stitionen von Wettbewerbern in Deutschland getätigt 
und somit Arbeitsplätze geschaffen werden. Dieser 
Zielsetzung dienen sowohl die im Begleitgesetz vor- 
gesehenen Sonderregelungen als auch das gesetz- 


16 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/8016 


hch vorgesehene öffenthch-rechtüche Amtsverhält- 
nis für die Leitung der Regulierungsbehörde. 


IV. Status der Regulierungsbehörde 

1. Starkes faktisches Monopol 
erfordert Durchsetzungsfähigkeit 

Die Reguherungsbehörde hat für die Öffnung des Te- 
lekommunikationsmarktes und des Postniarktes des- 
halb eine so hohe Bedeutung, weil diese Märkte 
auch nach dem Inkrafttreten des Telekommunika- 
tions- und des Postgesetzes noch lange durch mono- 
polistische Strukturen gekennzeichnet sein werden. 
Es ist deshalb die zentrale Aufgabe der Reguherung, 
die Marktmachtstellung der dominanten Anbieter zu 
kontrollieren und den neu in diese Märkte tretenden 
Wettbewerbern Chancengleichheit zu verschaffen. 
Der Gesetzgeber hat in der Verfassung (Artikel 87 f 
GG) und im TKG und PostG-E deutlich gemacht, daß 
er gerade diesen Märkten aufgrund der anfänghch 
noch bestehenden monopohstischen Strukturen und 
im Hinbhck auf die besondere Bedeutung für die ge- 
samte Volkswirtschaft einen mit anderen Märkten 
nicht vergleichbaren Status einräumt. 

2. Marktgestaltung und ex ante - Regulierungsauf- 
gaben erfordern Kompetenz, Erfahrung und 
Marktkenntnisse 

Die Reguherungsbehörde ist mit starken gesetzlichen 
Instrumentarien (vgl. TKG und PostG-E) ausgestat- 
tet, die bezügüch Zwangs- und Bußgeldern über üb- 
hche Regelungen erhebhch hinausgehen. Der Zu- 
gang zu den Märkten im Telekommunikations- und 
Postbereich soll gefördert werden, strategisches Ver- 
halten der Marktbeherrscher verhindert werden. Das 
zeigt sich insbesondere in Fragen der Frequenzorrd- 
nung, in Fragen des Netzzugangs, in Regelungen 
der Lizenzierung. In dem Zeitraum, in dem der Ge- 
setzgeber aufgrund der Besonderheiten im Bereich 
der Telekommunikation und des Postwesens eine 
sektorspezifische Regulierung für erforderlich hält, 
hat die Reguherungsbehörde für diesen Markt eine 
entscheidende Aufgabe. Von ihrer Tätigkeit wird ab- 
hängen, wie schneU der Wettbewerb auf den geöff- 
neten Märkten tatsächhch greifen wird und damit 
Wachstums- und Innovationspotentiale im Telekom- 
munikationssektor ausgeschöpft werden können. 

3. Perspektiven 

Die wahrzunehmenden Aufgaben nach dem TKG 
und PostG-E und damit wesentliche Aufgaben der 
Reguherungsbehörde sind nicht auf unbestimmte 
Zeit, sondern von vornherein zeithch befristet ange- 
legt Nach § 81 Abs. 1 TKG ist die Reguherungsbe- 
hörde verpflichtet, den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten des Bundes aUe zwei Jahre einen Bericht über 
ihre Tätigkeit sowie über die Lage und die Entwick- 
lung auf dem Gebiet der Telekommunikation vorzu- 
legen. Mit diesem Bericht ist gemäß § 81 Abs. 3 TKG 
ein Bericht der Monopolkommission zu der Frage 
vorzulegen, ob auf den Märkten der Telekommuni- 
kation ein funktionsfähiger Wettbewerb besteht. In 


diesem Bericht soU auch zu der Frage SteUung ge- 
nommen werden, in welchem Umfang eine besonde- 
re Reguherung nach dem TKG noch erforderhch ist, 
d. h. ob nicht die für die übrigen Märkte geltenden 
aUgemeinen Wettbewerbsbestimmungen (GWB) aus- 
reichend sind. 

Der Gesetzgeber hat mit dieser Bestimmung vorge- 
geben, daß die „Existenzberechtigung" wesenthcher 
Reguherungskompetenzen, insbesondere die Entgelt- 
regulierung, in regelmäßigen Abständen zu über- 
prüfen ist, damit der Gesetzgeber erforderhchenfaUs 
die notwendigen Anpassungen vornehmen kann. 
Das gilt für den Postbereich - mit gewisser zeithcher 
Verzögerung - entsprechend. In personeUer und or- 
ganisatorischer Hinsicht geht es in diesem Zusam- 
menhang darum, für einen begrenzten Zeitraum die 
notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um eine 
effektive und an den Zielen des TKG ausgerichtete 
Reguherung sicherzustellen. 


V. Anpassung von Rechtsvorschriften 

Die wichtigsten Anliegen bei der Anpassung von 
Rechtsvorschriften im Hinbhck auf die Privatisierung 
und Liberahsierung im Bereich von Post und Tele- 
kommunikation sind die weitgehende Angleichung 
rechthcher Rahmenbedingungen für die Nachfolge- 
untemehmen der Deutschen Bundespost und deren 
Wettbewerber, die Schheßung von Strafbarkeitslük- 
ken bei der Verletzung des Post- und Femmeldege- 
heimnisses sowie die SichersteUung der Überwach- 
barkeit von Telekommunikation durch die dazu be- 
rechtigten Behörden. 


VI. Stellungnahmen der Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 

1. Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
hat folgende Stellungnahme abgegeben 

Der DGB empfiehlt in Artikel 1 § 1 Abs. 1 die Formu- 
herung, daß die Bediensteten des Bundesministe- 
riums für Post und Telekommunikation zu Bundes- 
ministerien versetzt oder zur Reguherungsbehörde 
für Telekommunikation und Post übergeleitet wer- 
den. Die Überleitung von Bediensteten aus vorhan- 
denen Verwaltungseinheiten in eine neue Behörde 
war in der Vergangenheit bei ähnhchen Maßnahmen 
übhch. 

Im Hinbhck auf die zu erwartenden personeUen An- 
passungsmaßnahmen bei der Reguherungsbehörde 
hält der DGB durch Anfügung eines Absatzes 3 in 
Artikel 1 § 1 eine bis Ende 1999 geltende Vorruhe- 
standsregelung für notwendig. 

Die Regelung in Artikel 1 § 2 findet nicht die Bilh- 
gung des DGB, weil sie keine ausreichende Gewähr 
dafür bietet, daß die berufhchen Exspektanzen der 
aus dem Bundesministerium für Post und Telekom- 
munikation kommenden Bediensteten der Reguhe- 
rungsbehörde gewahrt bleiben. Der DGB schlägt 
eine Regelung vor, wonach dem SteUenplan der Re- 
guherungsbehörde - Standort Bonn - zunächst der 
SteUenschlüssel für oberste Bundesbehörden zu- 
grunde gelegt wird und die Umwandlung dieser 
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Planstellen nach § 26 Abs. 6 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes für einen Zeitraum von acht Jahren ausge- 
setzt wird. 

Der DGB begrüßt die Regelungen in Artikel 1 
§ 4. Entsprechend seiner Empfehlung zu Artikel 1 § 1 
Äbs. 1 sollten die Worte ,,oder versetzt“ gestrichen 
werden. 

Der DGB bittet, in Artikel 1 § 5 Abs. 2 hinsichtlich 
der Wahl des Vorsitzenden der Schwerbehinderten- 
vertretung die gleichen Regelungen zu treffen wie in 
Artikel 1 § 4 Abs. 2 für die Übergangspersonalvertre- 
tung. Die jetzige Fassung führt zur Rechtsunsicher- 
heit bezüghch der Frage, ob die Regelungen des 
Schwerbehindertengesetzes über die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Wahl eines Vorsitzenden einer 
Schwerbehindertenvertretung weiterhin Gültigkeit 
haben. 

2. Der Deutsche Beamtenbund (DBB) 
hat folgende Stellungnahme abgegeben 

Der DBB stinunt den Sonderregelungen zur Überlei- 
tung des Personals des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation (BMPT) zu anderen Bun- 
desministerien oder der Regulierungsbehörde für Te- 
lekommunikation und Post grundsätzhch zu. Seine 
generelle Forderung lautet, daß im Zuge der Auflö- 
sung des BMPT und der Überleitung A^ersetzung der 
Beschäftigten in andere Behörden für die Betroffenen 
keine Nachteile eintreten, insbesondere auch mit 
Blick auf die beruf heben Exspektanzen. Keine 
Schlechterstellung eintreten darf auch gegenüber 
denjenigen ehemahgen Beschäftigten der Deutschen 
Bundespost, die bereits im Zusammenhang mit der 
Postreform I und II einen Wechsel des Arbeitsplatzes 
vollzogen haben. 

Artikel 1 § 1 sollte zur Vermeidung von Reibungsver- 
lusten im Zuge des Überleitungsverfahrens zwischen 
dem BMPT und den aufnehmenden Bundesministe- 
rien dahin gehend ergänzt werden, daß klargestellt 
wird, daß das BMPT die Überleitung der Beschäftig- 
ten durchführt. Diese Vorschrift sollte Kriterien ent- 
halten, nach denen sich die Überleitungsmaßnahmen 
zu richten haben, und die Festlegung, daß die Wer- 
tigkeit der den Beschäftigten bislang übertragenen 
Dienstposten erhalten bleiben muß. 

Zu Artikel 1 § 2 schlägt der DBB vor, dem Stellenplan 
der Reguherungsbehörde für Telekommunikation 
und Post - Standort Bonn - für einen Zeitraum von 
acht Jahren den StellenschlüsseLfür oberste Bundes- 
behörden zugrunde zu legen und erst dann Anpas- 
sungen im Wege der Umwandlung jeder dritten frei- 
werdenden Planstelle vorzunehmen. Dies würde er- 
heblich dazu beitragen, daß vorhandenes Fachperso- 
nal sich nicht auf im ministeriellen Bereich verblei- 
bende Dienstposten versetzen lassen will. 

Artikel 1 § 4 Abs. 2 Satz 3 sollte gestrichen werden, 
da er für die Übergangszeit von sechs Monaten zu ei- 
ner Schwächung der Interessenvertretung der ehe- 
maligen Beschäftigten des BMPT führt. 

Der DBB sieht in der nur zeitweisen Weitergewäh- 
rung der Ministerialzulage gemäß Artikel 1 § 7 eine 
Ungleichbehandlung gegenüber den Beschäftigten, 


die im Rahmen der Postreform I und II zu anderen 
Behörden versetzt wurden. 

Der DBB fordert, Artikel 1 § 8 zu streichen. An der 
Spitze der Reguherungsbehörde für Telekommunika- 
tion und Post als Bundesoberbehörde muß ein unab- 
hängiger Lebenszeitbeamter als Präsident stehen. 
Ein öffentüch-rechtüches Amtsverhältnis auf Zeit wi- 
derspricht der Position der Bundesregierung, Füh- 
rungspositionen nicht auf Zeit zu vergeben. 

Artikel 1 § 9 Abs. 2 Nr. 3 sollte um eine bis Ende 1999 
geltende Vorruhestandsregelung für die Beamten 
der Reguherungsbehörde ergänzt werden. Mit hoher 
Wahrscheinhehkeit kann davon ausgegangen wer- 
den, daß in den AußensteUen des jetzigen Bundes- 
amtes für Post und Telekommunikation Personal- 
überhänge durch den Abbau von Dienstposten ent- 
stehen werden. Ein Vorruhestand ist wirtschaftheh 
sinnvoUer als die Beschäftigung von Kräften im Über- 
hang. 

3. Der Christliche Gewerkschaftsbund Deutschlands 
(CGB) hat folgende Stellungnahme abgegeben 

Der CGB erwartet in Artikel 1 § 1 eine Regelung, die 
sicherstellt, daß den Beschäftigten des Bundesmini- 
steriums für Post und Telekommunikation nach Ver- 
setzung zu einem anderen Bundesministerium oder 
zur Reguherungsbehörde für Telekommunikation 
und Post die Wertigkeit der ihnen bisher übertrage- 
nen Dienstposten erhalten bleibt. 

Nach Ansicht des CGB gehören in das Gesetz auch 
Bestimmungen, die möghehe personeUe Umsetzun- 
gen von der Mainzer Zentrale und den AußensteUen 
des jetzigen Bundesamtes für Post und Telekommu- 
nikation in die zukünftige Bonner Zentrale der Regu- 
herungsbehörde für Telekommunikation und Post so- 
zialverträglich regeln. 


VII. Kosten 

Mit diesem Gesetz sind Haushaltsausgaben für den 
Bundeshaushalt in Höhe von ca. 4,5 Mio. DM ver- 
bunden, die dadurch entstehen, daß die zur Zeit noch 
in der Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost 
(VAP) versicherten Arbeitnehmer des Bundesmini- 
steriums für Post und Telekommunikation und seines 
nachgeordneten Bereichs von der Versorgungsan- 
stalt des Bundes und der Länder (VBL) übernommen 
werden. 

Die Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bundes- 
post haben die VAP für Neuzugänge geschlossen. 
Dadurch ist zu erwarten, daß sich die Umlagen von 
z.Z. 8,36 vH. sowie der Verwaltungskostenanteil 
künftig deutüch erhöhen werden. Auch eine Ände- 
rung der Leistungen zu Ungunsten der Versicherten 
kann nicht ausgeschlossen werden. Da das Bundes- 
ministerium für Post und Telekommunikation und 
sein nachgeordneter Bereich bereits seit Juh 1989 die 
Neuzugänge an Arbeitnehmern entsprechend der ta- 
rifvertragüchen Bestimmungen nicht mehr in der 
VAP, sondern in der VBL versichern und damit die 
VAP „aus trocknen", hat das BMPT zur Deckung der 
versicherungsmathematisch nicht abgedeckten Be- 
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träge gemäß § 2 Abs. 3 der VAP-Satzung einen Ge- 
genwert an die VAP zu zahlen, wenn auch die noch 
in der VAP versicherten Arbeitnehmer von der VBL 
übernommen werden. Dies gilt gleichermaßen für 
die Museumsstiftung und die UnfaUkasse seit dem 
1. Januar 1995. 

Die VBL kann nach § 24 Abs. 1 ihrer Satzung Teüe 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung über- 
nehmen, wenn sie entsprechende Ausgleichszahlun- 
gen erhält und dadurch dem Anstaltsvermögen keine 
finanziellen Belastungen entstehen. Die entspre- 
chenden Ausgleichszahlungen müssen vom Bund, 
der UnfaUkasse und der Museums Stiftung an die 
VBL geleistet werden. 

Die Übernahme der VAP -Versicherten, die von den 
Bestimmungen des Postverfassungsgesetzes und des 
Postneuordnungsgesetzes erfaßt wurden, in die VBL 
ist notwendig und sinnvoU. Die entsprechenden Aus- 
gleichszahlungen werden voraussichtlich niedriger 
sein als die finanziellen Belastungen, die bei einem 
Verbleiben der Versicherten in der VAP auf den 
Bund zukommen würden. Außerdem kann so der zu- 
sätzliche Verwaltungsaufwand beim BMF, BMWi 
und der Regulierungsbehörde und evtl, weiterer Be- 
hörden sowie das doppelte Abrechnungsverfahren 
beim Bundesamt der Finanzen entfallen. 

Die Ausgleichszahlungen werden insgesamt auf ca. 
8,5 Mio. DM geschätzt, wobei etwa 4,5 Mio. DM auf 
den Bundeshaushalt entfallen. 

Eine Kostenaussage hinsichtlich des Aufwands für 
die Regulierungsbehörde kann derzeit noch nicht ge- 
troffen werden, da insoweit die Haushaltsverhand- 
lungen noch nicht abgeschlossen sind. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten be- 
lastet. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu§l 

Zu Absatz 1 und 2 

Unbenommen der zu erlassenden Organisationsver- 
fügung über den Aufbau der Regulierungsbehörde 
soU mit dieser Regelung sichergesteUt werden, daß 
die Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post als nichtministerielle Nachfolgeeinrichtung 
sich u. a. aus dem vorhandenen Personal des BMPT 
und des BAPT rekrutiert, sofern nicht eine Verwen- 
dung eines Teils dieses Personals in Nachfolgeres- 
sorts vorzusehen ist. Durch diesen Rückgriff auf das 
vorhandene, entsprechend qualifizierte Personal 
wird erreicht, daß die Aufgaben im Regulierungsbe- 
reich beim Übergang in die neuen Strukturen konti- 
nuierlich erfüllt werden. Dies ist mit Blick auf die 
zum Zeitpunkt der Einrichtung der Regulierungsbe- 
hörde für Telekommunikation und Post anstehende 
sensible Aufgabe der Liberalisierung des Post- und 
Telekommunikationsbereichs von besonderer Bedeu- 
tung. 


Das Bundesamt für Post und Telekommunikation 
wird insgesamt in die Regulierungsbehörde einge- 
gliedert. Zur Vermeidung unnötigen bürokratischen 
Aufwands werden deren Beamte und Arbeitnehmer 
durch gesetzliche Bestimmung auf die Regulierungs- 
behörde übergeleitet. Einzelversetzungen zu ande- 
ren Behörden bleiben gleichwohl möglich. 


Zu §2 

Mit dieser Regelung werden die besoldungsrechtli- 
chen Voraussetzungen für die Überleitung des vor- 
handenen Personals auf die Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation und Post geschaffen. Die zwin- 
gende Anwendung der gesetzlichen SteUenober- 
grenzen für Bundesoberbehörden würde eine Über- 
leitung des im BMPT beschäftigten Personals auf die 
Reguherungsbehörde für Telekommunikation und 
Post ganz erheblich behindern. Insbesondere ist eine 
Regelung zum Teilstellenplan und zur Ämterbewer- 
tung für die Regulierungsbehörde am Standort Bonn 
erforderlich, um die Kräfte aus dem jetzigen BMPT 
mit dem entsprechenden Know-how in die Regulie- 
rungsbehörde am Standort Bonn umsetz en zu kön- 
nen. Der Erhalt ihres Know-how ist zwingend erfor- 
derlich, um die Kontinuität in der Aufgabenerfüllung, 
insbesondere im Hinblick auf die wirtschaftliche Be- 
deutung für den zu regulierenden Markt und damit 
für den Standort Deutschland, zu erhalten. 

Die Regelung weicht von den üblichen Ausstattun- 
gen einer Bundesoberbehörde ab. Dies ist letztlich 
Ergebnis eines einmaügen Vorgangs, bei dem ein 
Ministerium zum Teil auf andere Ministerien überge- 
leitet wird, zum anderen Teil aber hierarchisch „ab- 
gestuft" wird. Der „Normalzustand" wird erst im 
Laufe der Jahre erreicht; dies korrespondiert mit der 
allmählichen Erreichung eines wettbewerbüchen Re- 
gelf aUs. Die bis dahin - am Standort Bonn - zu lei- 
stende Arbeit, einen durch faktische Monopolstruk- 
turen geprägten Markt für Wettbewerb zu öffnen, 
rechtfertigt bereits für sich gesehen die vorgesehene 
Ausnahmeregelung. 

In dem späteren Zustand (d.h. nach fünf Jahren) 
dürfte sich die Dienstposten -Ausstattung schrittweise 
der des BundeskarteUamtes anpassen lassen, das 
dann teilweise über vergleichbare Fragen zu befin- 
den hat. 


Zu §3 
Zu Absatz 1 

Aus der ÜberleitungAAersetzung von Beschäftigten 
des Bundesministeriums für Post und Telekommuni- 
kation und seines nachgeordneten Bereichs auf die 
Regulierungsbehörde oder zu einer anderen Bundes- 
behörde und für die vorhandenen Versorgungsemp- 
fänger/Rentner soUen sich in bezug auf die Mitglied- 
schaft in der Postbeamtenkrankenkasse keine Verän- 
derungen ergeben. So sollen aus diesem Anlaß keine 
Ausgleichszuschläge erhoben und damit die zu lei- 
stenden Beiträge nicht erhöht werden. 
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Der Besitzstand des § 28 Bundesanstalt Post-Gesetz 
gewährleistet für alle Bediensteten des BMPT und 
seines nachgeordneten Bereichs (BAPT) auch nach 
Errichtung der Regulierungsbehörde den Erhalt der 
bislang bestehenden Regelungen im Sozialwesen. 
Diese umfassen insbesondere die Inanspruchnahme 
der gesetzhchen und betriebhchen Sozialeinrichtun- 
gen der ehemahgen Deutschen Bundespost und der 
anerkannten Selbsthilfeeinrichtungen des Postperso- 
nals. Dazu gehören z.B. das Betreuungswerk, die 
Postunterstützungskasse, die Studienstiftung, die 
Tonbandzeitschrift „Die Brücke", das Erholungswerk 
und die Versicherungs vereine. Sie beinhalten auch 
die nach der „Verwaltungsanweisung zur Woh- 
nungsfürsorge des BMPT" vom 14. Dezember 1989 
gewährten Leistungen. Eingeschlossen ist ebenfalls 
eine Beteiligung der Bundesanstalt an den Kosten 
der jeweiligen Einrichtungen. 

Zu Absatz 2 

Die Postaktiengesellschaften haben die Versorgungs- 
anstalt der Deutschen Bundespost (VAP) für Neuzu- 
gänge geschlossen. Dadurch ist zu erwarten, daß sich 
die Umlagen von z.Z. 8,36 v.H. sowie der Verwal- 
tungskostenanteil künftig deutlich erhöhen werden. 
Auch eine Änderung der Leistungen zu Ungunsten 
der Versicherten kann nicht ausgeschlossen werden. 
Da der Arbeitgeber Bundesnünisterium für Post und 
Telekommunikation und sein nachgeordneter Be- 
reich bereits seit Juli 1989 die Neuzugänge an Ar- 
beitnehmern entsprechend der tarifvertraglichen Be- 
stimmungen nicht mehr in der VAP, sondern in der 
VBL versichern und damit die VAP „austrocknen", 
hat das BMPT zur Deckung der versicherungsmathe- 
matisch nicht abgedeckten Beträge gemäß § 2 Abs. 3 
der VAP-Satzung. einen Gegenwert an die VAP zu 
zahlen, wenn auch die noch in der VAP versicherten 
Arbeitnehmer von der VBL übernommen werden. 
Dies gilt gleichermaßen für die Museums Stiftung und 
die Unfallkasse seit dem 1. Januar 1995. 

Die VBL kann nach § 24 Abs. 1 ihrer Satzung Teile 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung über- 
nehmen, wenn sie entsprechende Ausgleichszahlun- 
gen erhält und dadurch dem Anstaltsvermögen keine 
finanziellen Belastungen entstehen. Die entspre- 
chenden Ausgleichszahlungen müssen vom Bund, 
der Unfallkasse und der Museumsstiftung an die 
VBL geleistet werden. 

Die Übernahme der VAP- Versicherten, die von den 
Bestimmungen des Postverfassungsgesetzes und des 
Postneuordnungsgesetzes erfaßt wurden, in die VBL 
ist notwendig und sinnvoll. Die entsprechenden Aus- 
gleichszahlungen werden voraussichtlich niedriger 
sein als die finanziellen Belastungen, die bei einem 
Verbleiben der Versicherten in der VAP auf den 
Bund zukommen würden. Außerdem kann so der zu- 
sätzliche Verwaltungsaufwand beim BMF, BMWi 
und der Regulierungsbehörde und evtl, weiterer Be- 
hörden sowie das doppelte Abrechnungs verfahren 
beim Bundesamt der Finanzen entfallen. 

Die Ausgleichszahlungen werden auf ca. 8,5 Mio. 
DM geschätzt. 


Zu §4 
Zu Absatz 1 

Mit dieser Regelung wird der Termin für die ersten 
Personalratswahlen in Abhängigkeit vom Inkrafttre- 
ten des Gesetzes bzw. der Errichtung der Regulie- 
rungsbehörde festgelegt. Damit wird sichergestellt, 
daß Wahlen stattfinden können, sobald dies sinnvoll 
möglich ist. 

Zu Absatz 2 

Mit der Vorschrift wird sichergestellt, daß es keinen 
Zeitraum ohne ordnungsgemäße Personalvertretung 
gibt. Dies ist im Interesse aller Beteiligten von größter 
Wichtigkeit, da die Reguheruhgsbehörde gerade in 
der Startphase gezwungen sein wird, eine Reihe von 
personalvertretungsrechtlich relevanten Maßnahmen 
durchzuführen, die keinen Aufschub dulden. 

Bei der Bildung des Übergangspersonalrats wurde 
neben dem bisherigen Hauptpersonalrat der bisheri- 
ge Örtliche Personalrat BMPT berücksichtigt, da sich 
in der Startphase für die bisherigen Beschäftigten 
des BMPT angesichts der in diesem Bereich konzen- 
trierten Umstrukturierungen in nahezu jedem Einzel- 
fall erhebliche Veränderungen ergeben werden. Da 
hier oftmals schnelle Entscheidungen notwendig sein 
werden, erleichtert die Beteiligung der mit dem Haus 
vertrauten Mitglieder des bisherigen örtlichen Perso- 
nalrats sowohl dem Übergangspersonalrat als auch 
der Verwaltung die Arbeit in erheblichem Maße. Das 
BAPT wird als Ganzes zwar auch von den Umorgani- 
sationen betroffen sein, gravierende Anpassungen 
der inneren Organisation werden dort jedoch voraus- 
sichtlich nicht in der Startphase erfolgen. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung stellt einen reibungslosen und zügigen 
organisatorischen Ablauf der ersten Personalratswahl 
sicher. 

Zu § 5 
Zu Absatz 1 

Mit dieser Regelung wird der Termin für die ersten 
Schwerbehindertenvertretungswahlen in Abhängig- 
keit vom Inkrafttreten des Gesetzes bzw. der Errich- 
tung der Regulierungsbehörde festgelegt. Damit 
wird sichergestellt, daß die Wahlen stattfinden kön- 
nen, sobald dies sinnvoll möglich ist. 

Zu Absatz 2 

Mit der Vorschrift wird sichergestellt, daß es keinen 
Zeitraum ohne ordnungsgemäße Schwerbehinder- 
tenvertretung gibt. Dies ist im Interesse aller Beteilig- 
ten von größter Wichtigkeit, da die Reguherungsbe- 
hörde gerade in der Startphase gezwungen sein 
wird, eine Reihe von schwerbehindertenvertretungs- 
rechtlich relevanten Maßnahmen durchzuführen 
(z. B.: Besetzung von Dienstposten), die keinen Auf- 
schub dulden und dabei auch die Rechte der Schwer- 
behinderten nach derri Schwerbehindertengesetz ge- 
bührend zu berücksichtigen hat. 
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Zu §6 

Die Aufgaben des Frauenfördergesetzes, insbeson- 
dere des § 17 FFG, sind auch in der Übergangszeit 
bis zur Neubestellung einer Frauenbeauftragten 
wahrzunehmen , 

Zu § 1 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift dient insbesondere der Besitzstands- 
wahrüng der Beamten, die zur Zeit in obersten Bun- 
des- oder Landesbehörden tätig sind und eine ent- 
sprechende Zulage erhalten. Der Zweck der Rege- 
lung besteht darin, qualifiziertes Personal für die Re- 
gulierungsbehörde zu gewinnen. Dies gelänge nur 
mit erheblichen Einschränkungen, wenn in diesen 
Fällen sofort die Vorschrift des § 13 BBesG in der Fas- 
sung vom 24. Februar 1997 angewendet würde, weil 
die Beamten, die in die Regulierungsbehörde wech- 
seln, nur eine Ausgleichszulage erhielten, die sich 
bei jeder Erhöhung der Dienstbezüge um ein Drittel 
des Erhöhungsbetrages Hundert, während die Beam- 
ten, die in ein Bundesministerium wechseln, die Mi- 
nisterialzulage vollen Umfangs behalten. Die vom 
Bundesministerium für Post und Telekommunikation 
in die Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post wechselnden Beamten wären auch gegen- 
über Beamten dieses Ministeriums benachteüigt, die 
im Zuge der Postreform 1 in die Generaldirektionen 
der Unternehmen der Deutschen Bundespost ge- 
wechselt sind, und den Beamten dieses Ministe- 
riums, die im Zuge der Postreform II in die Bundesan- 
stalt für Post und Telekommunikation Deutsche Bxm- 
despost gewechselt sind, weil für diese Beamten be- 
züglich ihrer Ministerialzulage gesetzliche Besitz- 
standswahrungen normiert wurden. 

Deshalb wird eine fünfjährige Besitzstandswahrung 
für erforderlich, aber auch für ausreichend gehalten. 
Die Ministerialzulage wird für die Dauer von fünf 
Jahren gezahlt, wobei die Höhe der Ministerial- 
zulage auf den zum Zeitpunkt der Versetzung in die 
Reguherungsbehörde gezahlten Betrag festgeschrie- 
ben wird; Ändenmgen im Umfang der Arbeitszeit 
werden berücksichtigt. Nach den fünf Jahren erfolgt 
eine Abschmelzung entsprechend dem Dienstrechts- 
reformgesetz. 

Mit Satz 4 wird sichergestellt, daß eine Änderung 
oder Aufhebung der Regelung über die Ministerial- 
zulage auch auf diese Übergangsregelung anzuwen- 
den ist. 

Zu Absatz 2 

Gleiches gilt hinsichthch der Tarif kräfte. 

Zu §8 

Gemäß § 66 Abs. 1 TKG wird zur Wahrnehmung der 
sich aus dem TKG und anderen Gesetzen ergeben- 
den Aufgaben die Regulierungsbehörde für Tele- 
kommunikation und Post als Bundesoberbehörde im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft errichtet. Nach § 66 Abs. 2 bis 4 TKG wird die 


Reguherungsbehörde von einem Präsidenten gelei- 
stet, dem zwei Vizepräsidenten nachgeordnet sind. 

Zu Absatz 1 

Die Berufung des Präsidenten und in Verbindung mit 
Absatz 7 auch der Vizepräsidenten in ein regelmäßig 
auf fünf Jahre befristetes öffenüich-rechthches Amts- 
verhältnis zum Bund ist sachgerecht. Der Reguhe- 
rungsbehörde wird für den wichtigen Markt der Te- 
lekommunikation und der Post eine sehr hohe Be- 
deutung beigemessen. Ihre vorrangige Aufgabe ist 
es zunächst, gegen die marktbeherrschende SteUung 
der Deutschen Telekom AG, aber auch der Deut- 
schen Post AG Wettbewerbern den Marktzugang zu 
ermöghchen, damit sich auf diese Weise funktionie- 
render Wettbewerb bildet. In dieser Phase obliegt 
der Reguherungsbehörde eine für den Wirtschafts- 
standort Deutschland überaus wichtige gestalteri- 
sche Aufgabe. 

Wie sich aus § 81 Abs. 3 des Telekommunikationsge- 
setzes ergibt, unterhegt die Regulierungsbehörde ei- 
nem ahe zwei Jahre vorzunehmenden Überprüf ungs- 
zwang. Je nach Entwicklung des Wettbewerbs kann 
ihre ÄufgabensteUung reduziert werden auf eine 
überwiegend technische Regulierung und die Miß- 
brauchsaufsicht, was wiederum Auswirkungen auf 
die SteUung der Behördenleitung hat. 

Das öffenthch-rechthche Amtsverhältnis zeichnet 
sich gegenüber dem Beamtenverhältnis durch größe- 
re Flexibihtät aus. Dies ermöglicht bei sich ändern- 
den Rahmenbedingungen hinsichthch der Aufga- 
bensteUung und der Bedeutung der Reguherungsbe- 
hörde ein schneUes Reagieren auf die sich daraus er- 
gebende geänderte SteUung der Behördenleitung. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift legt zum einen Inkompatibihtätsregeln 
fest und ermöghcht zum anderen, daß in bezug auf 
das Amt erhaltene Geschenke und gewährte Vorteile 
durch Entscheidung des Bundesministeriums für 
Wirtschaft anderweitig verwendet bzw. ausgeghchen 
werden. Dies dient der Vermeidung von Interessen- 
konfhkten, der Wahrung der Integrität und der Erhal- 
tung der Unabhängigkeit der Ämtsinhaber in den 
Fähen, in denen sich die Geschenk- und Vorteilsan- 
nahmen nicht vermeiden lassen. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung der Rechtsverhältnisse des Präsidenten 
und der Vizepräsidenten durch Vertrag und nicht 
durch Gesetz führt zu einer der Bedeutung dieser 
Ämter angemessenen Erweiterung der Auswahlmög- 
hchkeiten unter den potentieUen Amtsinhabem. Eine 
entsprechende Vorschrift galt für die Berufung der 
Vorstandsmitglieder der Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost und hat sich bewährt. Die vertrag- 
hche Regelung der Versorgung erfolgt entsprechend 
der Beamtenversorgung. 

Zu Absatz 4 

Die Benennung und Ernennung des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten ist in § 66 Abs. 3 und 6 TKG ge- 
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regelt. Absatz 4 regelt die Beendigung des öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnisses, in dem der Präsident 
imd die Vizepräsidenten stehen, durch Entlassung 
auf Verlangen oder aus wichtigem Grund. Ange- 
sichts der Verantwortimg, die der Präsident und die 
Vizepräsidenten in ihrem Zuständigkeitsbereich für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland tragen, dürfen 
sie weder gegen ihren Wülen noch bei Vorliegen 
wichtiger Ablösungsgründe im Amt verbleiben. Da 
für die Benennung dieser Amtsinhaber der Beirat das 
Vorschlagsrecht und die Bundesregierung das Letzt- 
entscheidungsrecht hat (§ 66 Abs. 3 TKG), gilt eine 
vergleichbare Regelung auch bei der Entlassung aus 
wichtigem Grund. Aus seiner Ressortverantwortung 
heraus hat cillerdings der Bundesminister für Wirt- 
schaft das Antragsrecht. Die Notwendigkeit der An- 
hörung ergibt sich aus dem Grundsatz des rechtli- 
chen Gehörs angesichts der beabsichtigten erhebli- 
chen Eingriffe in die Berufsausübung. 

Über die Beendigung des Amtsverhältnisses erhalten 
die Amtsinhaber eine vom Bundespräsidenten ge- 
zeichnete Urkunde, unabhängig davon, ob das Amts- 
verhältnis durch Zeitablauf, auf Verlangen oder aus 
wichtigem Grund beendet wird. Bei der Entlassung 
auf Verlangen ist die Aushändigung der Urkunde 
konstitutiv, bei Zeitablauf und Entlassung aus wichti- 
gem Grund ist sie deklaratorisch. 

Zu Absatz 5 

Die Vorschrift ermöglicht zum einen ausdrücklich die 
Ernennung eines Beamten zum Präsidenten bzw. in 
Verbindung mit Absatz 7 zum Vizepräsidenten. Zum 
anderen bestimmt er im Hinblick darauf, daß deren 
Rechte und Pflichten vertraglich geregelt werden, 
von drei Ausnahmen abgesehen das Ruhen der sich 
aus dem Beamtenverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten. 

Zu Absatz 6 

Die Vorschrift eröffnet dem Dienstherm die Wahl- 
möglichkeit, den Amtsinhaber nach Beendigung des 
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnisses, sofern nicht 
seine „Beförderung" vom Vizepräsidenten zum Prä- 
sidenten vorgesehen ist, entweder als Beamten in 
seiner früheren Rechtsstellung weiterzuverwenden 
oder ihn durch Zeitablauf in den einstweiligen Ruhe- 
stand treten zu lassen. Überdies trifft sie Regelungen 
über die Höhe des Ruhegehaltes bei Eintritt in den 
einstweiligen Ruhestand und die Ruhegehaltsfähig- 
keit der Zeit des öffentlich-rechtiichen Amtsverhält- 
nisses im Falle der Weiterverwendung als Beamter, 


Zu §9 
Zu Absatz 1 

Wichtige Positionen der Regulierungsbehörde soUen 
mit qualifizierten Beamten besetzt werden können. 
Da das Bimdesamt für Post und Telekommunikation 
in die Regulierungsbehörde eingegliedert wird, ist 
die Amtsbezeichnung seines Präsidenten zu strei- 
chen. 


Die Änderungen in den BBesO A und B bezogen auf 
Ämter bei der Bundesanstalt für Post und Telekom- 
munikation Deutsche Bundespost und der Museums- 
stiftung sind erforderlich, weil entsprechende Rege- 
lungen im PTNeuOG fehlen. Für die betroffenen Be- 
amten besteht Vertrauensschutz, weil sie sich in der 
berechtigten Erwartung der Einordnung der Ämter 
in die BesGr B 2, B 3 bzw. B 4 zur Bundesanstalt bzw. 
zur Museumsstiftung beworben haben. 

Zu Absatz 2 
Zu Nummer 1 

Die geltende Regelung läuft leer, da das Emen- 
nungsrecht gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 Postpersonal- 
rechtsgesetz nur auf SteUeninhaber nüt den Befug- 
nissen eines Dienstvorgesetzten übertragen werden 
kann, nicht aber auch auf Organisationseinheiten. 

Zu Nummer 2 

Die Regelung ist erforderlich, weil ehemalige Postbe- 
amte, deren Beschäftigungsbehörde am 1. Januar 
1995 eine außerhalb der Unternehmen der Deut- 
schen Bundespost stehende Behörde (Bundesnüni- 
sterium für Post und Telekommunikation, Bundesamt 
für Post und Telekommunikation, Bundesamt für Zu- 
lassungen in der Telekommunikation) war, mit der 
Auflösung dieser Behörden eine ihrer Vor- und Aus- 
bildung und ihrer bisherigen Verwendung gemäße 
Beschäftigung in bestimmten Fällen eher bei einem 
Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bundespost 
wahmehmen können als bei der Regulierungsbehör- 
de, dem Bundesministerium für Wirtschaft oder dem 
Bundesministerium der Finanzen. Für den Bund las- 
sen sich damit überdies personelle Überhänge ko- 
stengünstig reduzieren. 

Da die dauernde Beschäftigung von Beamten bei ei- 
nem Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bundes- 
post mit einer erheblichen Veränderrmg des berufli- 
chen Umfeldes verbunden ist (Wechsel von einer Be- 
hörde zu einem Privatuntemehmen), ist sie nur auf 
Antrag des Beamten zulässig. 

Die Befristung des Beginns der Beschäftigung bis 
zum 31. Dezember 1998 ist in Anbetracht der bis da- 
hin abzuschließenden Umstmkturiemngen sinnvoll. 
Soweit die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 PostPersRG folgen- 
de dienstrechtliche Zuständigkeit der Aktiengesell- 
schaft hier über den von Artikel 143 b Abs. 3 Satz 1 
und 2 GG unmittelbar erfaßten Personenkreis hin- 
ausgeht, ist zu berücksichtigen, daß der Regelungs- 
bedarf für die nunmehr zu treffende Bestimmung in 
aufgabenbezogenen organisatorischen Folge ände- 
mngen begründet hegt, die der Sache nach bereits in 
der Privatisiemng der Deutschen Bundespost ange- 
legt gewesen sind. Die Bestimmimg steht danach in 
engem Sachzusammenhang nüt Artikel 143 b Abs. 3 
GG, Wegen dieser spezifischen Sachbesonderheit - 
gestützt auch durch FreiwiUigkeit und Übergangsbe- 
fristung - erscheint hier die nur einfachgesetzhche 
Beleihung mit Diensthermbefugnissen ausnahms- 
weise vertretbar (vgl. Dmcksache 12/7269, S. 6). 
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Im übrigen verbleibt es für diesen Personenkreis bei 
den bisherigen Ingerenzrechten des Bundes (§§ 3, 9, 
10, 11, 20 Postpersonalrechtsgesetz). 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

Gemäß § 56 Abs. 2 BDO kann die Einleitungsbehör- 
de (außer einem Richter) nur einen Beamten mit der 
Befähigung zum Richteramt zum Untersuchimgsfüh- 
rer bestellen. Dasselbe gilt für die Untersuchung 
nach § 126 BDO und die Bestellung von Beauftragten 
des Bundesdisziplinaranwalts gemäß § 38 Abs. 2 
BDO. Wegen des Begründungsverbots von Beamten- 
verhältnissen bei den Nachfolgeuntemehmen der 
Deutschen Bundespost (§ 3 Abs. 2 PostPersRG) ver- 
ringert sich die Zahl der zu Untersuchungsführern 
und Beauftragten bestellbaren Beamten zunehmend. 
Um trotzdem sicherzustellen, daß die Verfahren 
durchgeführt und Beauftragte bestellt werden kön- 
nen, auch wenn ein Beamter nicht zur Verfügung 
steht, ist die Regelung erforderlich. 

Zu Buchstabe b 

Die Zahlung des genauen Betrages der Bezüge ist 
aufgrund der variablen Größen im voraus nicht mög- 
lich. Dies führt zu Nachberechnungen und Nachzah- 
lungen bzw. Rückforderungen, die einen hohen Ver- 
waltungsaufwand erfordern. 

Zu Nummer 4 

Um dem Anhegen des § 9 Abs. 2 und 3 PostPersRG 
gerecht werden zu können, muß die Überschreitung 
der zulässigen Obergrenzen auch die Beförderungs- 
ämter nach der Fußnote 5 zur Besoldungsgruppe A 6 
erfassen. 

Zu Nummer 5 

Für die Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bun- 
despost ist es von wesenthcher Bedeutung, daß den 
bei ihnen beschäftigten Beamten eine gleiche Ausla- 
generstattung gewährt werden kann wie den ver- 
gleichbaren Arbeitnehmern. Die bisherige Verknüp- 
fung mit dem Steuerrecht hat sich als nicht sinnvoll 
erwiesen, da die tarifvertraghchen Bestimmungen in 
der Regel nicht entsprechend verändert werden. Dies 
führt zu einer Ungleichbehandlung der Beschäftigten 
der beiden Beschäftigtengmppen und damit zu ei- 
nem unbefriedigenden Ergebnis. Diese Ungleichbe- 
handlung widerspricht der Zielsetzung der Aktienge- 
sellschaften, ihre Beschäftigten möglichst flexibel 
einzusetzen und den Betriebsfrieden nicht durch eine 
unterschiedliche Behandlung zu gefährden. Hinzu 
kommt, daß flächendeckende organisatorische Ver- 
ändemngen in den Aktiengesellschaften vorgenom- 
men wurden, die mit regelmäßigen Geschäfts-/ 
Dienstreisen für bestimmte Beschäftigte verbunden 
sind. Die Bereitschaft von Becunten, Dienstreisen 
durchzuführen, darf nicht unter deren Benachteüi- 
gung gegenüber den Arbeitnehmern bei der Ausla- 
generstattung leiden. Dies würde ebenso wie der ver- 
mehrte Verwaltungsaufwand durch eine unter- 
schiedliche Abrechnung der Reisekosten zu Wettbe- 


werbsnachteüen bei den Aktiengesellschaften füh- 
ren. Die Neuregelung hat keine Auswirkungen auf 
die Besoldung und Versorgung und führt außerdem 
zur Verwaltungsvereinfachung bei den Aktiengesell- 
schaften, dem Bundesministerium für Post und Tele- 
kommunikation und dem Bundesministerium des In- 
nern. 

Zu Nummer 6 

Die Postbetriebsärzte sind durchweg Tarif kräfte. Bis 
zur Privatisierung war ihr Arbeitgeber der Bund. 
Durch den „Tarifvertrag Nr. 356 für Postbetriebs- 
ärzte“ (TV Postbetriebsärzte) wurden ihre Arbeits- 
verhältnisse in mehrfacher Hinsicht an Beamtenver- 
hältnisse angepaßt. So wurde ihnen gemäß § 1 1 TV 
Postbetriebsärzte - im Gegensatz zu anderen Tarif- 
kräften der früheren Deutschen Bundespost - eine 
Versorgung nach beamtenrechthchen Grundsätzen 
zugesichert. 

Auch nach Inkrafttreten des Postneuordnungsgeset- 
zes und der damit verbundenen Überleitung auf ei- 
nen privaten Arbeitgeber besteht der Anspruch auf 
eine Altersversorgung nach beamtenrechtlichen 
Grundsätzen weiter, da der TV Postbetriebsärzte ge- 
mäß § 21 Abs. 1 Postpersonalrechtsgesetz bis zum 
Abschluß eines neuen Tarifvertrages weiterhin Gül- 
tigkeit hat. Der Insolvenzschutz der Altersversorgung 
ist demgegenüber entfallen, da sich der Anspruch 
jetzt nicht mehr gegen den Bund, sondern gegen ei- 
nen privaten Arbeitgeber richtet. 

Durch die Garantie des Bundes wird der Insolvenz- 
schutz für die bis zur Privatisierung erlangten Versor- 
gungsanwartschaften der Postbetriebsärzte wieder- 
hergestellt. Eine Nachversicherung gemäß § 8 
SGB VI ist damit eindeutig nicht erforderlich. Für die 
Altersversorgungsanwartschaften, die nach Inkraft- 
treten des PTNeuOG entstehen, erfolgt eine Insol- 
venzsicherung durch die ab dem 1. Januar 1995 zu 
leistenden Beiträge an den gesetzhchen Rentenversi- 
cherungsträger bzw. die berufsständische Versor- 
gungseinrichtung sowie nach den Vorgaben des Ge- 
setzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersver- 
sorgung. 

Zu Nummer 7 
Zu Buchstabe a 

Mit der Angabe eines Fälligkeitstermins für die Jah- 
resrate - hier zum ersten Banktag des Jahres - wird 
der Zahlungstermin für die Jahresrate verbindlich 
geregelt. Darüber hinaus haben die Aktiengesell- 
schaften durch die Angabe dieses Fälligkeitstermins 
die Unterstützungskassen auch bei einer Teüzahlung 
wirtschaftlich so zu stellen, wie diese bei einer Bereit- 
stellung der vollen Jahresrate am ersten Banktag des 
Jahres bei einer marktübhchen Verzinsung stehen 
würden. 

Zu Buchstabe b 

Die Festlegung dieser Zahlungsweise ist erforderhch, 
da die genaue Höhe des Jahresbetrages erst im er- 
sten Quartal des Folgejahres bei der Aufstellung des 
Jahresabschlusses ermittelt werden kann. 


23 


Drucksache 13/8016 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Zu Buchstabe 7 c und d 

Die rechthche Verpflichtung des Bundes zur Gewähr- 
leistung der Versorgung für ehemahge Beamte und 
Hinterbhebene nach § 16 Abs, 1 Satz 1 PostPersRG 
rechtfertigt eine unnüttelbare Kontrolle der Unter- 
stützungskassen durch den Bund in Form der Rechts- 
und Fachaufsicht. Damit soll insbesondere ein umfas- 
sender Einbhck in die finanzielle Situation der Unter- 
stützungskassen und die Möglichkeit der sofortigen 
Einflußnahme durch den Bund sichergestellt werden. 

Da es um die Sicherung der Pensionsansprüche der 
ehemahgen Beamten und Hinterbüebenen der Deut- 
schen Bundespost geht, ist die Rechts- und Fachauf- 
sicht des Bundesministeriums für Post und Telekom- 
munikation über die Tätigkeit der Unterstützungs- 
kassen sowohl nach dem Beamtenversorgungsgesetz 
als auch gmndgesetzhch gerechtfertigt. 

Zu Nummer 8 
Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu Buchstabe b. Die seit dem 1. Ja- 
nuar 1995 gemäß § 19 Abs . 1 Postpersonalrechts - 
gesetz weitergeltenden Anstellungs- und Arbeits- 
verhältnisse werden von der Neuregelung des § 19 
Abs. 7 miterfaßt. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift dient der Klarstellung. Wird ein (frühe- 
rer) Amtsträger oder (früherer) außertariflicher Ange- 
stellter (§ 47 Abs. 2 Postverfassungsgesetz) bei einem 
Nachfolgeuntemehmen der Deutschen Bundespost 
oder einem seiner Tochterunternehmen weiterbe- 
schäftigt, ist § 53 BeamtVG entsprechend anzuwen- 
den. Das güt nicht für deren Hinterbhebene. Dies er- 
gibt sich zwar nur bis zur Postreform 11 unmittelbar 
aus dieser Vorschrift selbst. Der Gesetzgeber hat in 
§ 19 Abs. 2 PostPersRG aber bestimmt, daß die Ver- 
träge sinngemäß weitergelten. Einer sinngemäßen 
Weitergeltung entspricht es nicht, wenn von der 
Postreform 11 an z. B. weiterbeschäftigten (früheren) 
Amtsträger Ruhegehalt und Gehalt ungeschmälert 
nebeneinander gezahlt wird, sofern nicht ausnahms- 
weise § 53 a BeamtVG anzuwenden ist. Dies hat der 
Gesetzgeber zwar nicht für alle Fallgestaltungen aus- 
drückhch geregelt. Es entspricht gleichwohl seinem 
Willen, wie sich aus § 17 Abs. 2 und dem bisherigen 
§ 19 Abs. 4 Satz 2 PostPersRG ergibt. 

Zu Artikel 2 (Anpassung von Rechtsvorschriften) 

Zu Absatz 1 
Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassung an den Sprachgebrauch 
des TKG. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderungen im Satz 1 im Bereich Postdienst er- 
folgt in Anlehnung an die gleichartige Bestimmung 
aus dem Bereich der Telekommunikation. 


Die Regelimg in Satz 3 stellt die aufgrund der Liber a- 
hsierung in der Telekommunikation notwendig ge- 
wordene Anpassung dar. Nach der bisherigen For- 
mulierung des Artikels 1 § 1 Abs. 2 Satz 3 ist die 
Überwachung und Aufzeichnung der Telekommuni- 
kation nur bei Telekommunikationsanlagen zulässig, 
die für den öffenüichen Verkehr bestimmt sind. Auf- 
grund der Liberalisierung in der Telekommunikation 
im Zuge der Postreformen I und 11 decken derartige 
Telekommunikationsanlagen und deren Bestandteüe 
(öff enthebe Netze) jedoch nur noch einen Teü des 
ehemals innfaßten Bereichs ab. Da die Möghehkeit 
der Überwachung der Telekommunikation nicht nur 
auf diesen Bereich beschränkt sein soll, ist der Kreis 
der zur Ermöghehung der Überwachung Verpflichte- 
ten anzupassen. In Entsprechung zu der im Telekom- 
munikationsgesetz vom 25. Juh 1996 enthaltenen 
Terminologie hat danach jeder, der geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste erbringt oder an der Er- 
bringung solcher Dienste mitwirkt, die Überwachung 
und Aufzeichnung der Telekommunikation zu er- 
möghehen. Auf diesem Wege wird Telekommunika- 
tion wieder in die Überwachbarkeit einbezogen, die 
nach der neuen Terminologie nicht mehr unter den 
Begriff der öff entheben Telekommunikation zu sub- 
sumieren ist. Diese Anpassung ist insbesondere im 
Hinbhck auf geschlossene Benutzergruppen (bisher 
als sog. Corporate Networks bezeichnet) und die 
neuartigen Vermarktungsmethoden von Telekommu- 
nikationsdiensten erforderheh. Aufgrund der Voraus- 
setzungen, unter denen der Betrieb eines Corporate 
Networks und die Teilnahme daran sowie das ge- 
schäftsmäßige Erbringen von Telekommunikations- 
diensten zulässig ist, können sich hier insbesondere 
Anwendungsfelder für krimineUe Organisationen er- 
geben. Die Überwachung der Telekommunikation ist 
auch hier sicherzusteUen. 

Die derart gestaltete gesetzhehe Verpflichtung, die 
Überwachung zu ermöghehen, trifft diejenigen, die 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste anbie- 
ten, ausnahmslos und gleichmäßig. In bestimmten 
FaUkonsteUationen ist es jedoch nicht angezeigt, von 
den Verpflichteten zu verlangen, zur Erfühung der 
Verpflichtung technische Vorkehrungen zu treffen 
(z.B. in Fähen bestimmter NebensteUenanlagen, für 
das Angebot der Verteilung von Rundfunk- und 
Femsehsignalen, für das Angebot einer Übertra- 
gungsdienstleistung, wenn an beiden Enden des 
Übertragungswegs Netzknoten angeschaltet sind, 
deren Betreiber ihrerseits der Verpflichtung unterhe- 
gen, die Überwachung zu ermöghehen). Gemäß den 
Bestimmungen des Satzes 4 soUen diese Fähe im 
Telekommunikationsgesetz und in der auf seiner 
Grundlage zu erlassenden Rechtsverordnung zur 
technischen Umsetzung von Überwachungsmaßnah- 
men geregelt werden. 

Zu Nummer 2 

RedaktioneUe Anpassung an den Sprachgebrauch 
des TKG. 

Zu Nummer 3 

Als Folge der Liberahsierung treten vermehrt Fähe 
auf - in den Funktelefonnetzen sind diese Fähe be- 
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reits heute die Regel in denen zwischen der zu 
überwachenden Person und demjenigen, der die An- 
ordnung technisch umsetzt, kein Vertrags- (Kunden-) 
Verhältnis besteht. Diesem ermangelt es somit an ei- 
ner Möghchkeit, aufgrund des in der Anordnung an- 
zugebenden Namens und der Anschrift der zu über- 
wachenden Person das technische Kennzeichnungs- 
merkmal des zu überwachenden Anschlusses festzu- 
stellen. Ferner ist die Regelung auch im Hinbhck auf 
die eindeutige und klare Abgrenzung des Grund- 
rechtseingriffes erforderhch, weim die zu überwa- 
chende Person z.B. mehr als einen Telekommunika- 
tionsanschluß hat. 

Zu Nummer 4 

Anpassung an den Sprachgebrauch des TKG und 
notwendige Folgeregelung zu den Änderungen in 
Nummer 1 und 2. 

Zu Absatz 2 und 3 

Die bisher nur durch die Überleitungsklausel in § 16 
des Postumwandlungsgesetzes verständhchen For- 
muherungen werden nunmehr, entsprechend den 
durch Postreform II veränderten Verhältnissen, im 
Wortlaut angepaßt. Eine inhalüiche Änderung erfolgt 
durch die Anpassung nicht. 

Zu Absatz 4 

Infolge der Umwandlung des Sondervermögens 
Deutsche Bundespost in private Aktiengesellschaften 
dürfen diese keine Aufgaben nach dem Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetz mehr wahmehmen. Diese 
Aufgabe obhegt nunmehr den VoUstreckungsbehör- 
den der Bundesfinanzverwaltung. 

Zu Absatz 5 

Mit dem Wegfall der Monopole im Telekonununika- 
tionsbereich (zum 31. Dezember 1997) wird die ge- 
setzhche Fiktion, durch die die Deutsche Telekom 
AG als öffenthche Stehe im Sinne des BDSG angese- 
hen wird, überflüssig. Die übrigen Änderungen be- 
rücksichtigen die Änderungen des Femmeldeanla- 
gengesetzes und die Geltung des Telekommunika- 
tionsgesetzes, das hinsichtlich der Zuständigkeit des 
BfD neue und abschheßende Regelungen für den 
Telekommunikationsbereich vorsieht. 

Zu Absatz 6 
Zu Nummer 1 

Die Privilegierung von Grundstücken, die „von ei- 
nem öffenthchen Bedarfsträger für Zwecke des Post- 
und Femmeldewesens " gekauft werden, wird aufge- 
hoben, da die Dienstleistungen des Postwesens und 
der Telekommunikation nach der Privatisierung der 
Deutschen Bundespost und der Liberahsierung des 
entsprechenden Marktes gemäß Artikel 87 f Abs. 2 
Satz 1 GG heute von privatrechthch organisierten 
Unternehmen als privatwirtschafthche Tätigkeiten 
erbracht werden. 


Zu Nummer 2 

ln der Vergangenheit wurden die „Anlagen, die dem 
Femmeldewesen dienten", wegen des Netzmono- 
pols des Bundes regelmäßig ahein von der Deutschen 
Bundespost errichtet und dienten stets der öffent- 
hchen Versorgung. Nach der Aufhebung des Netz- 
monopols werden künftig von einer Vielzahl von An- 
bietern Telekommunikationsanlagen errichtet wer- 
den, die der Versorgung der Öffenthchkeit dienen. 
Für diese Anlagen ist auch weiterhin eine Privilegie- 
rung geboten. Die Telekommunikationsdienstleistun- 
gen sind daher in die Reihe der Versorgungsgüter 
„Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser" integriert 
worden. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Rechtsbereinigung; bevor 
am 1. Januar 1998 ohnehin eine völhg neue Fassung 
des § 38 BauGB im Rahmen des BauROG-E in Kraft 
treten soh. Mit dem WegfaU des Planfeststehungsver- 
fahrens nach dem früheren Telegraphenwegegesetz 
ist eine Privilegierung für Telekommunikationslinien 
außerhalb des Regelungsbereichs des Telekonununi- 
kationsgesetzes nicht mehr möghch. 

Zu Nummer 4 

Die „Femmeldeänlagen der Deutschen Bundespost" 
sind aus den zu Nummer 2 erläuterten Gründen 
durch Anlagen der öffenthchen Versorgung mit „Te- 
lekommunikationsdienstleistungen" ersetzt worden. 

Zu Absatz 7 und 8 

Die Regelung ist auf die bei den Nachfolge-Aktien- 
geseUschaften beschäftigten Beamten zu erweitern. 
Gemäß § 2 Abs. 3 letzter Satz des Postpersonalrechts - 
gesetzes vom 14. September 1994 obhegt die Zah- 
lungs- und Kostentragungspflicht für Vermögens-, 
rechthche Ansprüche (u. a. Besoldung) der Aktienge- 
seUschaft, bei der die Beamten beschäftigt sind. Aus 
Gründen der Gleichstehung mit anderen privaten Ar- 
beitgebern und um Wettbewerbsverzerrungen im 
Bereich des Postwesens und der Telekommunikation 
zu vermeiden, ist deshalb der Erstattungsanspruch 
auf die beschäftigten Beamten auszudehnen. 

Die Erstattungspflicht hinsichthch der Dienstbezüge 
sowie ggf. auch der Leistungen der DienstunfaUfür- 
sorge enden bei einem während einer Zivilschutz- 
übung verunfahten Beamten spätestens mit der 
durch den DienstunfaU bedingten Versetzung in den 
Ruhestand. 

Zu Absatz 9 
Zu Nununer 1 

§ 99 StPO muß den durch die Postreform II veränder- 
ten Verhältnissen angepaßt werden. Die bisherige 
Umschreibung des Ortes der Beschlagnahme mit 
„auf der Post" ist, erst recht bei einer künftigen wei- 
tergehenden Liberahsierung des Postwesens, zu un- 
bestimmt. Die gewählte Formuherung ermöghcht, 
unabhängig von der künftigen Fassung der Vor- 
schriften des Postgesetzes, eine Beschlagnahme bei 
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allen Unternehmen, die Briefe, sonstige Sendimgen 
oder Telegramme für andere befördern. Gegenüber 
dem Rechtszustand unter Geltung des Beförderungs- 
monopols tritt keine Erweiterung der Beschlagnah- 
memöglichkeiten ein. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift regelt das Auskunfts ersuchen in straf- 
gerichtüchen Untersuchungen als Nachfolgerege- 
lung zu § 12 des Femmeldeanlagengesetzes, der auf- 
grund der im Femmeldeanlagengesetz enthaltenen 
Außerkrafttretensregelung (§ 28 FAG) nur noch bis 
zum 31. Dezember 1997 Geltung hat. Entsprechend 
der im Telekommunikationsgesetz vom 25. Juli 1996 
(BGBl. I S. 1120) enthaltenen Terminologie kann 
Auskunft über die näheren Umstände der Telekom- 
munikation verlangt werden, wenn eine Straftat zur 
Aufklärung steht, die mittels Endeinrichtung im 
Sinne von § 3 Nr. 3 TKG begangen wurde. Im Vorder- 
grund stehen hier belästigende und beleidigende 
Anrufe, bei denen das Auskunftsersuchen ein wichti- 
ges Instrument der Sachverhaltsaufklärung und Be- 
weissicherung ist. In anderen Fällen kann Auskunft 
verlangt werden, wenn Gegenstand der Untersu- 
chung eine Straftat von nicht unerheblicher Bedeu- 
tung ist. Damit wird - ohne Einschränkung oder Aus- 
weitung des Anwendungsbereichs - dem schon bis- 
her anzuwendenden Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit Ausdruck verliehen. Das Auskunftsersuchen be- 
trifft im übrigen nur die näheren Umstände der Tele- 
kommunikation; in bezug auf den Inhalt der Tele- 
kommunikation gelten die insoweit einschlägigen 
Vorschriften zur Überwachung und Aufzeichnung 
der Telekommunikation, im Bereich straf ge richtiicher 
Untersuchungen die §§ 100 aff. StPO. 

Zu Nummer 3 

Redaktionelle Anpassung an den Sprachgebrauch 
des TKG. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassung an den Sprachgebrauch 
des TKG. 

Zu Buchstabe b 

Als Folge der Liberahsierung treten vermehrt Fälle 
auf - in den Funktelefonnetzen sind diese Fälle be- 
reits heute die Regel -, in denen zwischen der zu 
überwachenden Person und demjenigen, der die An- 
ordnung technisch umsetzt, kein Vertrags- (Kunden-) - 
Verhältnis besteht. Diesem ermangelt es somit an ei- 
ner Möglichkeit, aufgrund des in der Anordnung an- 
zugebenden Namens und der Anschrift der zu über- 
wachenden Person das technische Kennzeichnungs- 
merkmal des zu überwachenden Anschlusses festzu- 
stellen. Ferner ist die Regelung auch im Hinblick auf 
die eindeutige und klare Abgrenzung des Grund- 
rechtseingriffes erforderhch, wenn die zu überwa- 
chende Person z. B. mehr als einen Telekommunika- 
tionsanschluß hat. 


Zu Buchstabe c 

Die Regelung stellt die aufgrund der Liberalisierung 
in der Telekommunikation notwendig gewordene 
Anpassung dar. Nach der bisherigen Formulierung 
von § 100b Abs. 3 StPO ist die Überwachung und 
Aufzeichnung von Telekommunikation nur bei für 
den öffentlichen Verkehr bestimmten Netzen zuläs- 
sig. Aufgrund der Liberahsierung in der Telekommu- 
nikation im Zuge der Postreformen I und II decken 
öffenthche Netze und deren Bestandteile jedoch nur 
noch einen Teil des ehemals umfaßten Bereichs ab. 
Da die Möghchkeit der Überwachung der Telekom- 
munikation nicht nur auf diesen Bereich beschränkt 
sein soll, war der Kreis der zur Überwachung Ver- 
pflichteten anzupassen. In Entsprechung zu der im 
Telekommunikationsgesetz vom 25. Juh 1996 enthal- 
tenen Terminologie hat jeder, der geschäftsmäßig Te- 
lekommunikationsdienste erbringt oder daran mit- 
wirkt, die Überwachung und Aufzeichnung der Tele- 
kommunikation zu ermöghchen. Auf diesem Wege 
wird bestimmte Telekommunikation in die Überwa- 
chung einbezogen, die nach der neuen Terminologie 
nicht mehr unter den Begriff der öff entheben Tele- 
kommunikation zu subsumieren ist. Die Anpassung 
war insbesondere im Hinbhck auf geschlossene Be- 
nutzergruppen (sog. Corporate Networks) erforder- 
hch. Aufgrund der Voraussetzungen unter denen der 
Betrieb eines Corporate Networks bzw. die Teilnah- 
me daran zulässig ist, können sich hier insbesondere 
Anwendungsfelder für krimineUe Organisationen er- 
geben. Die Überwachung der Telekommunikation 
war auch hier für die Strafverfolgungsorgane sicher- 
zusteUen. 

Zu Buchstabe d 

Folgeänderung zur Änderung des Absatzes 3 Satz 1. 
Zu Absatz 10 

Die Änderungen sind zur Anpassung an die Termino- 
logie des Telekommunikationsgesetzes erforderhch; 
Änderungen in der Sache sind damit nicht verbun- 
den. 

Zu Absatz 1 1 
Zu Nummer 1 und 2 

§ 23 Abs. 2 Nr. 1 a des AGB-Gesetzes enthält derzeit 
eine Privilegierung der drei aus dem Sondervermö- 
gen Deutsche Bundespost hervorgegangenen Akti- 
engeseUschaften bei der Einbeziehung Allgemeiner 
Geschäftsbedingungen (AGB) in Verträge. Von dem 
Gnmdsatz des § 2 AGBG, wonach AGB grundsätz- 
hch nur dann Vertragsbestandteil werden, wenn der 
Kunde bei Vertragsschluß die Möghchkeit zur Kennt- 
nisnahme der AGB hatte, macht § 23 Abs. 2 Nr. 1 a 
AGBG bislang insofern eine Ausnahme, als die AGB 
der ehemahgen Postuntemehmen auch dann gelten, 
wenn der Kunde sie nicht bei Vertragsschluß zur 
Kenntnis nehmen konnte. Voraussetzung ist aUer- 
dings, daß die AGB im Amtsblatt des BMPT veröf- 
fentheht sind und in den Niederlassungen zur Ein- 
sichtnahme für den Kunden bereitgehalten werden. 
Die Ausnahme rechtfertigte sich durch den Gleichbe- 
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handlungsgrundsatz, das Massengeschäft und die 
ohnehin vorausgehende Genehmigung von Mono- 
poltarifen durch das Bundesministerium für Post und 
Telekommunikation . 

§ 23 Abs. 2 Nr. 1 a AGBG kann jedoch vor dem Hin- 
tergrund des durch das Telekommunikationsgesetz 
vom 25. Juli 1996 (TKG) geschaffenen liberalisierten 
Telekommunikationsmarktes in der bestehenden 
Form nicht aufrecht erhalten bleiben. Eine Privilegie- 
rung, die subjektiv allein an die Person der Deut- 
schen Telekom AG anknüpft, ist nach Aufgabe des 
Netzmonopols und angesichts des am 1. Januar 1998 
bevorstehenden Wegfalls des Sprachtelefondienst- 
monopols nicht mehr gerechtfertigt. Ebensowenig 
besteht nach Privatisierung der Postbank ein sachü- 
cher Grund, diese gegenüber anderen Banken zu be- 
vorrechtigen. Für den „Monopolbereich" der Deut- 
schen Post AG haben sich durch die Privatisierung 
materielle Änderungen allerdings nicht ergeben, so 
daß deren Rechte fortzuführen sind (vgl. § 23 Abs. 2 
Nr. Ic). Aus Gründen der Gleichbehandlung im 
Wettbewerbsbereich der Postdienste ist jedoch eine 
Beschränkung des Privüegs auf den Beförderungs- 
vorbehalt nach § 2 des Postgesetzes geboten. 

Auch für den Bereich der Telekommunikation be- 
steht - wenngleich nicht abgestellt auf die Person der 
Deutschen Telekom AG - weiterhin Anlaß und Be- 
dürfnis, die Einbeziehung der AGB zu erleichtern: 

Einerseits dürfen marktbeherrschende Anbieter von 
Übertragungswegen und Sprachtelefondienst diese 
Dienstleistungen nur zu Entgelten und entgeltrele- 
vanten Bestandteüen Allgemeiner Geschäftsbedin- 
gungen anbieten, die von der Regulierungsbehörde 
nach den §§ 25 ff. TKG genehmigt und somit vorab 
geprüft wurden. Hier ist eine Vergleichbarkeit mit 
der erleichterten AGB-Einbeziehung bei Eisenbah- 
nen und Personenbeförderung nach § 23 Abs. 2 Nr. 1 
AGBG gegeben. Marktbeherrscher im Telekommu- 
nikationsbereich dürfen aufgrund von § 29 TKG den 
Verträgen über diese Dienstleistungen auch ohnehin 
nur die genehmigten Entgelte zugrunde legen, so 
daß für das Einverständnis des Einzelkunden oder In- 
dividualvereinbarungen ohnehin kein Raum ist. 

Andererseits würden telefonische oder sonstige Ver- 
tragsabschlüsse unter Nutzung neuer Medien er- 
schwert imd zeitlich behindert, wenn die Anbieter 
den Vertragsschluß von der vorherigen Zusendung 
der AGB (ggf. mit einem schriftlichen von der Firma 
bereits Unterzeichneten Bestellformular) abhängig 
machen müßten, um ihre AGB in den Vertrag einbe- 
ziehen zu können. Gerade auch die femmündhche 
oder elektronische Bestellung von z.B. Telefonan- 
schlüssen unter bundeseinheitlichen Rufnummern 
würde auf diese Weise verzögert, und dem Kunden 
würden Erschwernisse aufgeladen. Den Anbietern 
kann alternativ jedoch auch nicht zugemutet werden, 
bei teletechnischer Bestellannahme auf die Einbezie- 
hxmg von AGB zu verzichten, wobei sich im übrigen 
auch Gleichbehandlungsprobleme zur Bestellung 
imter Anwesenden ergäben. 

Insbesondere ist darauf hinzuweisen, daß für reine 
Femverkehrsanbieter und fallweise über das Telefon 
auszuwählende Sprachtelefondienstanbieter eine 
Möglichkeit zur Einbeziehung ihrer AGB und Tarife 


durch Veröffenthchung an zentraler Stelle geschaffen 
werden muß, da in diesem Bereich direkte Kunden- 
verträge u.U. gar nicht bzw. erst durch Anwahl ge- 
schlossen werden. 

Unverhältnismäßige Nachteüe für den Kunden erge- 
ben sich durch eine erleichterte AGB-Einbeziehung 
nicht. Denn einerseits hat der Kunde ohnehin nur die 
Alternative, die Leistung nicht in Anspruch zu neh- 
men. Andererseits sind die Preise geprüft xmd die Be- 
dingungen einheitlich. Die AGB lizenzpflichtiger Te- 
lekommunikationsdienstleistungen und Universal- 
dienstleistungen unterliegen zudem dem Wider- 
spruchsrecht der Regulierungsbehörde nach § 23 
TKG. Die AGB sind an offizieller Stelle (Amtsblatt 
der Regulierungsbehörde) veröffentlicht und durch 
zusätzliche Auslage in den Geschäftsstellen der An- 
bieter für den Kunden auch leicht verfügbar. 

Ist also eine Erleichterung der Einbeziehung von 
AGB bei Telekommunikationsdienstleistimgen erfor- 
derlich und auch im Verhältnis zum Kunden geboten, 
ist der Umfang des Ausnahmetatbestandes abzu- 
grenzen. Die Öffnung des Ausnahmetatbestandes für 
alle Anbieter von Telekommunikationsdienstleistim- 
gen für die Öffentlichkeit ist xmter den vorstellbaren 
Lösungen (z.B. Anknüpfung an Lizenzklassen und/ 
oder Marktbeherrschung) am ehesten sachgerecht, 
eindeutig sowie praktikabel und wird nicht durch 
das Gleichbehandlungsproblem auf seiten der An- 
bieter oder regulatorisch bedingte Abgrenzungen, 
die aus Kundensicht nicht plausibel sind, in Frage 
gestellt. 

Zu Nummer 3 

Mit dem neuen Satz 3 des § 30 wird § 23 Abs. 2 Nr. 1 a 
und Ib bis zum Ablauf des 31. Dezember 2002 befri- 
stet, um eine Überprüfung der Vorschriften nach ei- 
ner Praxisphase von fünf Jahren sicherzustellen. 

Zu Absatz 12 

Die Änderung trägt der durch die Postreform II geän- 
derten Rechtslage Rechnung: Die gesetzliche Fiktion, 
daß die Postuntemehmen keine HGB -Kaufleute sei- 
en, ist seit Gründung der Aktiengesellschaften nicht 
mehr aufrechtzuerhalten. 

Die gesetzlich angeordnete Nichtanwendbarkeit be- 
stimmter Teile des HGB in den Fällen, in denen die 
(nunmehr privatisierte) „Post" Güter befördert, wie 
alle anderen privaten Konkurrenten auch, kann nicht 
aufrechterhalten werden. § 452 HGB ist somit inhalt- 
lich gegenstandslos geworden und ist damit folge- 
richtig aufzuheben. 

Zu Absatz 13 
Zu Nummer 1 

Die Vorschrift wird der veränderten Sach- imd 
Rechtslage nach der Privatisierung der Deutschen 
Bundespost sowie der Liberalisierung des Dienstlei- 
stungswesens im Post- und Telekommunikationsbe- 
reich angepaßt. 

Der bisher in Absatz 1 Nr, 1 verwendete Begriff der 
„Post" geht von einer einheitlichen staatlichen Post- 
verwaltung aus, die jedoch seit dem Inkrafttreten des 
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Gesetzes zur Neuordnung des Postwesens und der 
Telekommunikation vom 14. September 1994 (BGBL I 
S. 2325) nicht mehr existiert. Im Bereich der Post- 
dienstleistungen werden in den kommenden Jahren 
neben der Deutschen Post AG weitere Anbieter auf- 
treten, wie dies im Frachtbereich (Päckchen und Pa- 
kete) und teilweise bei Massendrucksachen (Info- 
Post) bereits jetzt der FaU ist. 

Dieser Entwicklung trägt die nunmehr für § 88 Abs. 1 
Nr. 1 vorgesehene Fassung Rechnung. Im Telekom- 
munikationswesen sind an die Stelle der Deutschen 
Bundespost die Deutsche Telekom AG sowie zahlrei- 
che andere private Anbieter bzw. Netzbetreiber ge- 
treten; im Laufe der Zeit wird deren Anzahl sich noch 
vergrößern. Der hier für Absatz 1 Nr. 2 vorgeschlage- 
ne Begriff der „Telekommunikationsanlagen", der 
die mittlerweüe erreichte technische Vielfalt an Über- 
mittlungsmöglichkeiten treffender zum Ausdruck 
bringt als die bisherige Bezeichnung „Fernmelde- 
anlagen", geht auf § 3 Nr. 17 TKG vom 25. Juli 1996 
(BGBl. IS. 1120) zurück. 

Ungeachtet der Privatisierung und Liberalisierung 
des Dienstleistungs Wesens wird auch künftig ein 
nachhaltiges öffentliches und staatliches Interesse an 
einer funktionierenden Infrastruktur im Post- und Te- 
lekommunikationsbereich bestehen. Der staathche 
Strafanspruch gegenüber in verfassungsfeindlicher 
Absicht begangenen Sabotageakten gegen Post- und 
Telekommunikationseinrichtungen wird nicht an Ge- 
wicht verlieren. Demgemäß geht der Entwurf davon 
aus, daß die vorgesehenen Wortlautänderungen den 
sachlichen Anwendungsbereich der Vorschrift im 
wesenthchen unberührt lassen. Für den Bereich der 
Telekommunikation (§ 88 Abs. 1 Nr. 2) hält er am 
Merkmal „Öff entheben Zwecken dienend" fest, so 
daß es auch künftig darauf ankommen wird, ob der 
Betrieb der betreffenden Anlage im allgemeinen In- 
teresse hegt (vgl. Gramer in: Schönke/Schröder Kom- 
mentar zum Strafgesetzbuch, 25. Auflage 1997, Rn. 4 
zu § 317; Wolff in: Leipziger Kommentar zum Strafge- 
setzbuch, 11. Auflage 1996, Rn. 3 zu § 317); allein der 
Umstand, daß eine Anlage sich in privater Tläger- 
schaft befindet, stand ihrer tatbestandhehen Einbe- 
ziehung schon nach geltendem Recht nicht entge- 
gen. 

Für das geltende Recht ist des weiteren anerkannt, 
daß auch Telekommunikationsnetze als solche zu 
den „Anlagen" im Sinne der Vorschrift zählen kön- 
nen (zum Fernsprechnetz der Telekom: BGHSt 39, 
288, 289). Der Entwurf geht davon aus, daß solche 
Netze nicht nur dann, wenn sie jedermann zugäng- 
hch sind, als Schutzobjekte des neu gefaßten § 88 
Abs. 1 Nr. 2 in Betracht kommen, sondern beispiels- 
weise auch dadurch öffenthehen Zwecken zu dienen 
vermögen, daß sie sog. geschlossenen Benutzergrup- 
pen in Behörden oder anderen öffenthehen Einrich- 
tungen zur Verfügung stehen oder von Privatbetrie- 
ben genutzt werden, deren Tätigkeit im Interesse der 
Allgemeinheit hegt. 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeändenmg 
zu Nummer 5 (Umnumerierung des § 354). 


Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Anpassimg an den Sprach- 
gebrauch des TKG (vgl. dort § 3 Nr. 12). 

Zu Nummer 4 

Aus den zu § 88 bereits genannten Gründen werden 
die Wörter „der Post" gestrichen. Statt dessen er- 
streckt sich die dienende Funktion der in Nummer 1 
gleichfalls genannten „Unternehmen oder Anlagen" 
künftig nicht nur auf den „öffenthehen Verkehr", 
sondern alternativ auf die „öffentliche Versorgung 
mit Postdienstleistungen". 

Das Schutzgut des § 316 b - der ordnungsgemäße 
Ablauf der für die Öffenthehkeit bestimmten Unter- 
nehmen, Einrichtungen und Anlagen - hat durch die 
Umwandlung der Deutschen Bundespost in Aktien- 
gesellschaften und die gleichzeitig erfolgte Aufga- 
benprivatisierung keine Änderung erfahren; nach 
wie vor besteht ein öffenthehes Interesse daran, Be- 
völkenmg, Wirtschaft und Verwaltung gegen vor- 
sätzhehe Störungen der Versorgung mit Postdienst- 
leistungen zu schützen. 

Die Streichung des Tatbestandsmerkmals „Eisen- 
bahn" folgt der Erkenntnis, daß rein privaten Zwek- 
ken dienende Bahnbetriebe nicht Schutzobjekt einer 
gegen die „Störung öffentheher Betriebe" geschaffe- 
nen Strafvorschrift sein können (so z.B. Gramer in: 
Schönke/Schröder, Kommentar zum Strafgesetz- 
buch, 24. Auflage 1991, Rn. 2 zu § 316b); soweit hin- 
gegen eine Eisenbahn, mag sie sich auch in privater 
Trägerschaft befinden, dem öffentlichen Verkehr 
dient, wird sie durch die Nummer 1 ohnehin erfaßt. 
Besitzt ein an sich privat genutzter Bahnbetrieb im 
Einzelfall zugleich eine für die Versorgung der Bevöl- 
kerung lebenswichtige Bedeutung oder dient er der 
öffenthehen Ordnung oder Sicherheit, so ist sein 
Schutz im Rahmen der Nummern 2 bzw. 3 gewährlei- 
stet (vgl. Stree in Schönke/Schröder, Rn. 4 zu § 88, 
zum dortigen Parallelproblem). Entsprechende Über- 
legungen wurden bereits zu § 335 Abs. 1 Nr. 1 und 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1 des Entwurfs eines Strafgesetzbu- 
ches aus dem Jahre 1962 (E 1962) angestellt (vgl. 
S. 65, 72, 512, 560 der Drucksache rV/650). In An- 
knüpfung an diese Vorstellungen wurde von der be- 
sonderen Erwähnung der „Eisenbahn" bei der im 
Zuge des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
25. Juni 1968 (BGBl. I S. 741) erfolgten Schaffrmg des 
§ 88, der an die Stelle des § 90 a.F. trat, abgesehen. 
Die entsprechende Korrektm: des § 316 b wird nim- 
mehr nachgeholt. 

Zu Nummer 5 

Auch die Änderungen der Überschrift sowie des 
Absatzes 1 des § 317 stellen sich im wesenthchen als 
Folge des struktureUen Umbaus im Post- bzw. Tele- 
kommunikationsbereich dar. Insoweit wird auf die 
Ausführungen zu § 88 Abs. 1, vor aUem soweit sie die 
dortige Nummer 2 betreffen, Bezug genommen. 

Zu Nummer 6 

Infolge der Umstrukturierung des Post- und Tele- 
kommunikationswesens verhert die Strafvorschrift 
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gegen die Verletzung des Post- bzw. des Femmelde- 
geheinmisses ihren Charakter als Amtsdelikt, was zu 
ihrer Verlagerung in den fünfzehnten Abschnitt des 
Besonderen Teiles des Strafgesetzbuches führt. Da es 
sich bei sämtlichen Tathandlungen um Offizialde- 
likte handelt, wird die neu gefaßte Vorschrift dem in 
§ 205 für die Fälle des § 201 Abs. 1 und 2 sowie der 
§§ 202 bis 204 geregelten Antragserfordemis nach- 
gestellt. 

In Absatz 1 sind die „Bediensteten der Post" durch 
„Inhaber und Beschäftigte eines Unternehmens, das 
geschäftsmäßig Post- oder Telekommunikationsdien- 
ste erbringt", ersetzt worden. Denn an Stelle der 
Deutschen Bundespost erbringen mm die privat- 
rechthch organisierte Deutsche Post AG und die 
Deutsche Telekom AG sowie eine erhebhche Zahl 
von Wettbewerbern Post- oder Telekommunikations- 
dienste. „Inhaber" im Sinne der Vorschrift sind natür- 
hche Personen in ihrer Eigenschaft als Träger einzel- 
kaufmännischer Unternehmen oder als (Mit-)Eigner 
von Personenhandels- oder Kapitalgesellschaften 
u.ä., soweit diese ihrerseits als Untemehmensträger 
fungieren. Mit dem Merkmal „Beschäftigte" sollen 
sämtliche Mitarbeiter der in Absatz 1 näher beschrie- 
benen Unternehmen erfaßt werden, gleich ob sie in 
privatrechtlichen oder (auslaufenden) öffentiich- 
rechthchen Dienstverhältnissen stehen. 

Die auf das „geschäftsmäßige" Erbringen von Tele- 
kommunikationsdiensten abhebende Formuherung 
lehnt sich an § 3 Nr. 5 TKG an. Mit ihrer Verwendung 
auch in dieser Sanktionsvorschrift wird die Dek- 
kimgsgleichheit des strafrechthchen Adressatenkrei- 
ses nüt den gemäß § 85 Abs. 2 TKG zur Geheimhal- 
tung verpflichteten Personen gewährleistet. Nach 
der Definition in § 3 Nr. 5 TKG ist „geschäftsmäßiges 
Erbringen von Telekommunikationsdiensten" das 
„nachhaltige Angebot von Telekommunikation ein- 
schheßhch des Angebots von Übertragungswegen 
für Dritte mit oder ohne Gewinnerzielungsabsicht". 
Damit werden z.B. auch Telekommunikationsnetze 
für geschlossene Benutzergruppen (Corporate Net- 
works), über die möglicherweise in Zukunft erhebh- 
che Teile der geschäftiichen Telekommunikation ab- 
gewickelt werden, vom Schutzbereich der Vorschrift 
umfaßt. Die in Absatz 1 vorgeschlagene Bestinunung 
des Kreises der Normadressaten orientiert sich auch 
hinsichtiich des Postwesens an der (künftigen) be- 
reichsspezifischen Regelung: Ein am 5. März 1997 
vom Bundeskabinett beschlossener Re0erungsent- 
wurf für ein neues Postgesetz (PostG) unterwirft sol- 
che Personen der Geheimnispflicht, die Postdienste 
„geschäftsmäßig" erbringen oder daran mitwirken 
(§ 39 Abs. 2 i. Vm. § 38 PostG-E). 

Absatz 2 entspricht im wesentiichen dem bisherigen 
§ 354 Abs. 2, berücksichtigt jedoch ebenfalls die 
strukturellen Veränderungen im Post- bzw. Telekom- 
mimikationsbereich. 

Absatz 3 unterwirft weitere Personen, die nicht dem 
in Absatz 1 beschriebenen Täterkreis angehören, je- 
doch gleichfalls von Tatsachen, die dem Geheim- 
schutz unterhegen, Kenntnis erlangen können, der- 
selben strafrechthchen Sanktion. 


In Nummer 1 sind Personen angesprochen, die ge- 
genüber den in Absatz 1 aufgeführten Unternehmen 
Aufsichtstätigkeiten ausüben. Dies sind vor ahem Be- 
schäftigte innerhalb der verbhebenen Hoheitsver- 
waltung des Bundes im Post- und Telekommunika- 
tionsbereich, so beim Bundesamt für Post- und Tele- 
kommunikation bzw. der künftigen Reguherungsbe- 
hörde für Telekommunikation und Post. In der Regel 
sind diese Personen Amtsträger im Sinne von § 11 
Abs. 1 Nr. 2. Maßgebhch ist aherdings nicht ihr öf- 
fenthch-rechthcher oder privatrechthcher Status; an- 
geknüpft wird vielmehr an ihre berufsspezifische 
Funktion, die ihnen unter Umständen den Zugang zu 
geheimnisgeschützten Tatsachen eröffnen kann. 
Denkbar ist, daß die in Absatz 1 bezeichneten Unter- 
nehmen sich zur ErfüUung ihrer Aufgaben nicht nur 
eigener Beschäftigter, sondern - auf der Grundlage 
privatrechthcher Vereinbarungen - auch anderer 
Personen bzw. Unternehmen bedienen, die ihrerseits 
nicht die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüUen. 
Für solche Personen bzw. die Inhaber und Beschäf- 
tigten solcher Unternehmen, aber auch für von ihnen 
mit Ermächtigung des ursprünghchen Auftraggebers 
eingeschaltete weitere Personen gilt die in Nummer 2 
enthaltene Regelung. 

Nummer 3 ergänzt den strafrechthchen Schutz des 
Post- bzw. Femmeldegeheimnisses durch Ausdeh- 
nung der Sanktionsdrohung auf die Inhaber und Be- 
schäftigten von HersteUer- und Serviceuntemehmen 
für technische Anlagen und entspricht damit dem 
bisherigen § 354 Abs. 3 Satz 2, aherdings nüt der 
Maßgabe, daß nunmehr auch die Anwendung von 
Absatz 2 angeordnet wird, wonüt eine Strafbarkeits- 
lücke des geltenden Rechts (Lenckner in Schönke/ 
Schröder, Rn. 34 zu § 354) geschlossen wird. 

Absatz 4 entspricht im wesentiichen dem bisherigen 
§ 354 Abs. 4. „ Außerhalb des Post- und Telekommu- 
nikationsbereichs" tätig sind Amtsträger, die weder 
bei einem der in Absatz 1 bezeichneten Unterneh- 
men noch in der verbhebenen Hoheitsverwaltung 
des Bundes beschäftigt sind. Durch die ausdrückli- 
che Erstreckung der Sanktionsnorm auf mittels unbe- 
fugter Eingriffe in das Post- oder Femmeldegeheim- 
nis bekanntgewordene Tatsachen wird insbesondere 
die bisherige, in der Sache nicht zu rechtfertigende 
straf rechthche BessersteUung von Amtsträgem besei- 
tigt, die den unbefugten Eingriff zwar nicht selbst 
vorgenommen haben, die ihnen hierdurch bekannt- 
gewordenen Tatsachen aber unbefugt weitergeben; 
für diese Fälle sieht das geltende Recht ledighch 
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr 
vor (§ 203 Abs. 2). 

Absatz 5 enthält aktuahsierte Definitionen des Post- 
bzw. Femmeldegeheimnisses. Wegen der institutio- 
neUen Einheit der Deutschen Bundespost wurde bis- 
her auch das „Post- und Femmeldegeheimnis" als 
Einheit verstanden. Künftig wird entsprechend der 
Trennung der Dienstleistungsuntemehmen vom 
„Post- oder Femmeldegeheimnis" gesprochen. In 
diesem Lichte ist auch die neu gefaßte Überschrift zu 
sehen. Dem Geheimnisschutz werden sämtiiche 
Übermittlungsgegenstände unterstellt; eine geson- 
derte Hervorhebung einzelner Telekommunikations- 
vorgänge bzw. Postsendungen („Telegramme") er- 
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schiene mit Blick auf dieses Regelxmgsziel überflüs- 
sig, wenn nicht gar verunklarend. Die Sätze 2 imd 3 
im Absatz 5, die das Femmeldegeheimnis umschrei- 
ben, sind § 85 Abs. 1 TKG nachgebildet. Der auf das 
Postgeheimnis abhebende Wortlaut von Satz 1 lehnt 
sich an die Formuherung in § 39 Abs. 1 PostG-E an. 
Die als Folge dieser bewußten Orientienmg an den 
bereichsspezifischen Regelungen zu Tage tretenden 
Formuherungsunterschiede stehen in keinem Zu- 
sammenhang nüt der inhalthchen Reichweite des 
Post- bzw. des Femmeldegeheimnisses. Vielmehr 
strebt der Entwurf keine Änderung des sachhchen 
Regelungsgehaltes im Vergleich zum bisherigen 
§ 354 Abs. 5 an. 

Zu Nummer 7 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nummer 6 
(Umnumerierung des § 354). 

Zu Absatz 14 

Bei den in den Nummern 1 und 2 vorgenommenen 
Ändenmgen handelt es sich um Folgeänderungen zu 
den Ändenmgen im StGB. Der Wortlaut imd die ent- 
sprechenden Verweise mußten angepaßt werden. 

Zu Absatz 15 

§ 4 Abs. 3 des Schwarzarbeitsgesetzes regelt einen 
spezialgesetzhchen Auskunftsanspruch der Hand- 
werkskammern gegenüber den Erbringern von Tele- 
kommunikationsdienstleistungen. Da eine ausdrück- 
hche Regelxmg zur Frage einer eventuellen Erstat- 
tungspflicht der Handwerkskammern gegenüber 
den verpflichteten Unternehmen gerade nicht vorge- 
sehen war, war die Auskunft unentgelthch zu ertei- 
len. Dies ergab sich rechtssystematisch eindeutig aus 
dem Vergleich mit anderen Vorschriften. 

Da es in dieser Frage in der Vergangenheit zu zahl- 
reichen Rechtsunsicherheiten gekommen war, wird 
nunmehr zur KlarsteUxmg der Hinweis auf die Unent- 
geltüchkeit der Auskünfte nach § 4 Abs. 3 des 
Schwarzarbeitsgesetzes aufgenommen. Bei den son- 
stigen Ändenmgen handelt es sich mn Wortanpas- 
sungen an den Sprachgebrauch des TKG. 

Zu Absatz 16 

Mit der Einfügimg „auf Grund einer Rechtsverord- 
nimg" wird die Einheitiichkeit in der Formuhenmg 
bei den bereits im Rahmen der Postneuordnxmg 1994 
angeghchenen Rechtsvorschriften hergestellt. Eine 
gleichlautende Formuhenmg wurde damals im Post- 
neuordnimgsgesetz, Artikel 12 Abs. 33 (Bundeslei- 
stimgsgesetz), Abs. 48 (Mineralölbewirtschaftimgs- 
Verordmmg), Abs. 63 (Kraftstoff-Lieferbeschrän- 
kimgs-Verordnimg), Abs. 67 (ArbeitssichersteUungs- 
gesetz), Abs. 83 (VerkehrssichersteUungsgesetz) und 
Abs. 84 (Verordnung zur SichersteUxmg des Straßen- 
verkehrs) verwendet. Sie unterbüeb aufgnmd eines 
redaktionellen Versehens beim Artikel 12 Abs. 31 
PTNeuOG. 


Zu Absatz 17 

Die Aufzählung in § 1 umfaßt ausschheßhch vor- 
schlagsberechtigte Behörden. 

Nmrnner 3 ist wegen der Verschmelzxmg des Bxm- 
desamtes für Zulassungen in der Telekommunikation 
nüt dem Bimdesamt für Post und Telekommunikation 
zu streichen. 

Die in eine GmbH umgewandelte Bimdesdruckerei 
wai nur durch ein Redaktionsversehen in Nummer 4 
aufgenommen worden und deshalb wieder heraus- 
zimehmen. 

Zu Absatz 18 

Siehe Begründimg zum Gesetz zur Regelimg der 
Rechtsverhältnisse der Helfer der Bimdesanstalt 
Technisches Hilfswerk (Absatz 8). 

Zu Absatz 19 

Für die kostenintensive Verpflichtung der Deutschen 
Post AG zm: imbegrenzten Annahme von Münzgeld 
gibt es seit der Privatisierung des Unternehmens im 
Verhältnis zu Konkurrenten keine Rechtfertigung 
mehr. Die vorgenommene Änderung ergibt sich fol- 
gerichtig aus den durch die Postreform II geänderten 
Verhältnissen. 

Zu Absatz 20 

Für die bisher für die Unternehmen Postdienst und 
Telekom gesetzhch vorgesehene ausschließliche Zu- 
ständigkeit des Bundeskartellamtes bei Verstößen 
gegen das GWB gibt es im Vergleich zu anderen gro- 
ßen Unternehmen keine Rechtfertigung mehr. Die 
Zuständigkeiten der Kartellbehörden gegenüber der 
Deutschen Post AG und der Deutschen Telekom AG, 
sowie aller anderen Unternehmen auf dem Markt 
für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen, 
richtet sich nach Streichung der Sonderzuständigkeit 
nach den allgemeinen Regeln. Unberührt von dieser 
Änderung bleiben die speziellen Zuständigkeiten 
des BundeskarteUamtes bei der vorgesehenen Mit- 
wirkung im Rahmen des Telekommunikationsgeset- 
zes. 

Zu Absatz 21 

Die Möghchkeit der Auskunftseinholung bei den 
entsprechenden Telekommunikationsdienstleistungs- 
anbietem nach der Handwerksordnung wurde an 
den spezialgesetzlichen Auskunftsanspruch nach 
dem Schwarzarbeitsgesetz angepaßt. Bei den sonsti- 
gen Änderungen handelt es sich um Wortanpassun- 
gen an den Sprachgebrauch des TKG. 

Zu Absatz 22 

Durch die Verwendung des Begriffs „Deutsche Bun- 
despost" im Geldwäschegesetz waren neben der 
Deutschen Postbank AG ebenfalls die Deutsche 
Telekom AG und die Deutsche Post AG auch nach 
der Postreform II gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 Postum- 
wandlungsgesetz formal unmittelbare Adressatinnen 
des Geldwäschegesetzes. 
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Da jedoch weder die Deutsche Post AG noch die 
Deutsche Telekom AG in eigener Verantwortung 
Dienstleistungen erbringen, die in den Geltungsbe- 
reich des Geldwäschegesetzes einbezogen werden 
müßten, ist es geboten, bezüghch der ehemahgen 
Unternehmen der Deutschen Bundespost den Adres- 
satenkreis auf die Deutsche Postbank AG zu be- 
schränken und den Begriff „Deutsche Bundespost" 
aus dem GWG zu streichen. 

Die Deutsche Postbank AG bleibt als Kreditinstitut 
Adressatin des Geld Wäschegesetzes. Soweit sich die 
Deutsche Postbank AG zum Betreiben ihres Bankge- 
schäfts des Vertriebsnetzes der Deutschen Post AG 
bedient, wird durch die Ausgestaltung des Koopera- 
tionsvertrages zwischen den beiden Unternehmen 
gewährleistet, daß auch in den Füialen der Deut- 
schen Post AG die Geschäfte der Deutschen 
Postbank AG in bankaufsichthcher Hinsicht ord- 
nungsgemäß geführt werden. 

Zu Absatz 23 
Zu Nummer 1 
Zu Buchstabe a und b 

Buchstabe a umfaßt mit der Neuformulierung auch 
die sog. Datenspeicher im Telekonununikationsnetz, 
also Voice- und Mail-Boxen bei dem verpflichteten 
Diensteanbieter, deren Einbeziehung in die Überwa- 
chung aus exportkontroUpolitischen Gründen erfor- 
derlich ist. Darüber hinaus umfassen die Buchsta- 
ben a und b begriffliche Anpassungen des Außen- 
wirtschaftsgesetzes an die neue Telekommunika- 
tionsgesetzgebung. 

Zu Buchstabe c 

Buchstabe c fügt einen Verweis auf das inzwischen 
beschlossene Zweite Gesetz zu Artikel 10 Grundge- 
setz ein. 

Zu Nummer 2 

Als Folge der Liberalisierung treten vermehrt Fälle 
auf - in den Funktelefonnetzen sind diese Fälle be- 
reits heute die Regel ~, in denen zwischen der zu 
überwachenden Person und demjenigen, der die An- 
ordnung technisch umsetzt, kein Vertrags -(Kunden- )- 
Verhältnis besteht. Diesem ermangelt es somit an ei- 
ner Möglichkeit, aufgrund des in der Anordnung an- 
zugebenden Namens und der Anschrift der zu über- 
wachenden Person das technische Kennzeichnungs- 
merkmal des zu überwachenden Anschlusses festzu- 
stellen. Ferner ist die Regelung auch im Hinblick auf 
die eindeutige und klare Abgrenzung des Grund- 
rechtseingriffes erforderhch, wenn die zu überwa- 
chende Person z.B. mehr als einen Telekommunika- 
tionsanschluß hat. 

Zu Nummer 3 

Redaktionelle Anpassungen an den Sprachgebrauch 
desTKG. 


Zu Nummer 4 

Die Änderung des § 42 Abs. 1 sclüießt eine Strafbar- 
keitslücke hinsichtüch der Verschwiegenheitspflicht 
bei Maßnahmen im Postverkehr, die seit 1992 be- 
steht. Die bisherige Regelung enthält nur eine auf 
den Femmeldeverkehr bezogene Strafbarkeit. Die 
Praxis hat gezeigt, daß auch im Bereich der Überwa- 
chimgsmaßnahmen im Postverkehr Sanktionsmög- 
hchkeiten erforderhch sind. Im Hinbhck auf den be- 
vorstehenden Wegfah des Postmonopols und die da- 
mit verbundene Vielzahl neuer Anbieter wird eine 
derartige Sanktionsmöghchkeit noch wichtiger. 

§ 43 trägt der neuen Begrifflichkeit des TKG Rech- 
nung. 

Zu Absatz 24 

Mit der Schaffung des TKG besteht kein Genehmi- 
gungserfordemis mehr für die Errichtung imd den 
Betrieb von Fernmeldeanlagen. Die Nutzung von 
Frequenzen bedarf jedoch einer Frequenzzuteüung 
gemäß § 47 TKG durch die Reguherungsbehörde. 

Zu Absatz 25 
Zu Nummer 1 

Die bisher nur durch die Überleitungsklausel in § 16 
des Postumwandlungsgesetzes verständhchen For- 
muherungen werden nunmehr, entsprechend den 
durch die Postreform II veränderten Verhältnissen, 
im Wortlaut angepaßt. Eine inhalthche Änderung er- 
folgt durch die Anpassung nicht. 

Zu Nununer 2 

Folgeänderung zur Änderung des Gesetzes über den 
Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum 
Wehrdienst (Absatz 20). 

Zu Absatz 26 

Die Änderung dient der Anpassung an die dxurch die 
Postreform II geschaffene Rechtslage. 

Zu Absatz 27 
Zu Nummer 1 und 2 

Die Bundespost-Betriebskrankenkasse (DIE BKK 
POST) steht seit dem letzten Jahr eigene Kräfte ein, 
die nicht mehr von einem der Arbeitgeber der Kran- 
kenkassenmitgheder zur Verfügung gesteht werden. 
Damit aUe Beschäftigten der Betriebskrankenkasse 
zum gleichen Träger der UnfaUversicherung gehö- 
ren, ist die Ergänzung im SGB notwendig. 

Die Betriebskrankenkasse ist die einzige gesetzhche 
Sozialeinrichtung bei der UnfaUkasse für Post und 
Telekom. Durch die eigenständige Aufnahme in 
Nummer 8 des § 127 SGB VII ist das Wort „gesetz- 
hche" in Nummer 4 entbehrhch. 

Zu Absatz 28 

Am 1. Januar 1998 tritt die aufgrund der Ermächti- 
gung in § 17 Abs. 2 TKG erlassene Telekonununika- 
tions-Universaldienstleistungsverordnung (TUDLV) 
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in Kraft. Die neue Verordnung übernimmt und er- 
setzt u. a. entsprechende Vorschriften der TELE- 
KOM-Pflichtleistungsverordnung, so daß diese mit 
Wirkung zum 1. Januar 1998 aufzuheben ist. 

Zu Absatz 29 

Die durch Artikel 12 Abs. 8 Nr, 2 des PTNeuOG ver- 
anlaßte Änderung der Anlage 2 zu § 34 der Bundes- 
laufbahnverordnung war bei Ausfertigung des 
PTNeuOG am 16. September 1994 bereits durch 
Artikel 1 Abs. 20 der Fünften Verordnung zur Ände- 
rung der Bundeslaufbahnverordnung vom 6. Septem- 
ber 1994 vorgenommen worden. Die Änderung 
diurch Artikel 12 Abs. 8 Nr. 2 des PTNeuOG war da- 
her entbehrhch und ist zu streichen. 

Infolge der Streichung der Nummer 2 muß die Nu- 
merierung in Nummer 1 entfallen. 

Zu Absatz 30 
Zu Nummer 1 

Trotz Beibehaltung der Mitghederzahl des Verwal- 
tungsrates der Bundesanstalt für Post und Telekom- 
munikation wird die bisherige ungleichgewichtige 
Vertretung des Bundes durch drei Mitglieder (alt) ge- 
genüber drei Vertretern der Aktiengesellschaften 
und drei Vertretern der Arbeitnehmerseite dadurch 
beseitigt, daß die von der Bundesregierung zu be- 
nennenden Mitgheder des Verwaltungsrates ein 
zweifaches Stimmrecht erhalten. Bei Stimmengleich- 
heit im Rahmen der Abstinunung des Verwaltungsra- 
tes entscheidet nunmehr die Stinune des Vorsitzen- 
den des Verwaltungsrates, der zwar vom Bundesmi- 
nisterium für Post und Telekommunikation benannt 
wird, jedoch auch eine „neutrale" Position einneh- 
men kann. 

An der Tatsache, daß die jeweiligen Vertreter der 
Bundesministerien notwendigerweise Angehörige 
der entsprechenden Ressorts sind, ändert sich nichts. 

Zu Nummer 2 

Es erscheint - auch im Vergleich mit den Vorständen 
der Post- Aktiengesellschaften - sachgerecht, dem 
Vorstand der Bundesanstalt das Emennungsrecht für 
die Beamten der Besoldungsordnung A zu übertra- 
gen. Die BAnst PT ist eine rechtsfähige Anstalt des 
öff entheben Rechts; der Vorstand ist oberste Dienst- 
behörde. Auch einigen anderen Anstalten des öff ent- 
heben Rechts wurde die entsprechende Ernennungs- 
Zuständigkeit gesetzheh übertragen (Bundesanstalt 
für Arbeit, Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stehte usw.). 

Zu Nummer 3 
Zu Buchstabe a 

Gemäß § 74 der Satzung der Postbeamtenkranken- 
kasse steht der Vorstand den Wirtschaftsplan für das 
folgende Geschäftsjahr auf. Die Vertreterversamm- 
lung steht ihn fest. Er muß ahe im Geschäftsjahr zu 
erwartenden Einnahmen und voraussichtheh zu lei- 
stenden Ausgaben enthalten. 


Bei einer Orientierung an der Steigerungsrate des 
Vorjahres kann die jährhehe Beitrags erhebung nicht 
in den Wirtschaftsplan eingesteht werden. Außerdem 
müßten die Beiträge nachträgheh erhoben werden, 
da die Steigerungsraten des Vorjahres frühestens En- 
de Mai des Folgejahres definitiv bekannt sind. 

Hinsichtheh der Beitragsanhebung wird in der Praxis 
bereits die Steigerungsrate des Vorvorjahres heran- 
gezogen; eine gesetzhehe Anpassung ist sachge- 
recht. 


Zu Buchstabe 3 b 

Die in Satz 2 vorgenommene Ergänzung dient der 
Klarstehung und soh künftigen Differenzierungen in 
der Auslegung Vorbeugen: § 26 Abs. 4 in seiner bis- 
herigen Fassung hat angesichts der bevorstehenden 
Leistungsreduzierungen im Beihilferecht zu unter- 
schiedhehen Auslegungen durch die Unterneh- 
mens -A/erwaltungss eite und durch die Mitglieder- 
seite in den paritätisch besetzten Organen der Post- 
beamtenkrankenkasse (PBeaKK), die über Satzungs- 
änderungen zu beschheßen haben, geführt. Die vor- 
genommene Ergänzung um Satz 2 entspricht dem ur- 
sprünglichen Sinn und Zweck der Vorschrift, wonach 
Leistungsvorsprünge der PBeaKK-Satzung gegen- 
über den Beihilfevorschriften des Bundes (BhV), die 
nach Inkrafttreten des Postneuordnungsgesetzes ent- 
stehen, zu Lasten der Mitglieder gehen. Dabei sollte 
es unerhebheh sein, ob die Leistungsvorsprünge auf 
eine Änderung der PBeaKK-Satzung oder bei unver- 
änderter BhV oder auf eine Nichtanpassung der 
PBeaKK-Satzung bei - im Hinbhck auf eine Lei- 
stungskürzung - geänderten BhV zurückzuführen 
sind. 


Zu Buchstabe 3 c 

Die Bestandsschheßung und die damit verbundene 
Überalterung des Mitghederbestandes führt zu einer 
wachsenden Deckungslücke in der Postbeamten- 
krankenkasse. Diese Deckungslücke wird für alle 
Mitgheder, die nicht den Aktiengesehschaften, der 
Unfahkasse Post und Telekom oder der Museumsstif- 
tung zuzuordnen sind, von der Bundesanstalt aus 
Mitteln nach § 19 Abs. 1 getragen. Nur so kann auch 
für diese Mitgheder sichergesteht werden, daß sich 
ihre Beiträge in dem durch § 19 Abs. 3 festgelegten 
Rahmen bewegen. 

Dies gilt auch für die Personal- und Sachkosten. Die 
Regelung ist zwingend erforderheh, weil diese Versi- 
cherten, die nur einen geringen Anteil an der Zahl 
der Mitgheder der PBeaKK darsteUen, aufgrund der 
Altersstruktur nicht mehr in eine andere private 
Krankenversicherung wechseln können, es aber für 
sie eine besondere Härte und Benachteihgung ge- 
genüber anderen Mitghedem bedeuten würde, wenn 
sie als einzige Gruppe die Kosten selber tragen müß- 
ten. 

Es handelt sich im übrigen um eine redaktioneUe 
SatzumsteUung. 
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Zu Buchstabe 3d 

Durch die Einfügung wird eine Klarstellung des bis- 
her schon im Absatz 6 Beschriebenen erreicht. 

Zu Absatz 31 
Zu Niunmer 1 

Nach § 1 Abs. 2 PostPersRG nehmen die Vorstände 
der Aktiengesellschaften die Befugnisse einer ober- 
sten Dienstbehörde wahr. Nach § 3 Abs. 6 Post- 
PersRG wird diese Übertragung in bezug auf die Re- 
gelungen des PostPersRG dahin gehend einge- 
schränkt, daß das BMPT sich bestimmte Entschei- 
dungen nach dem Bundesbeamtengesetz und dem 
Bundesversorgungsgesetz Vorbehalten kann bzw. 
die Entscheidung von seiner vorherigen Genehmi- 
gung abhängig machen kann. Zusätzüch werden die 
Befugnisse der Vorstände der Aktiengesellschaften 
durch § 2 Abs. 2 PostSVOrgG dahin gehend einge- 
schränkt, daß die UK PT die Befugnisse einer ober- 
sten Dienstbehörde für die ihr übertragenen Aufga- 
ben wahmimmt. Die auf § 187 Abs. 1 Bundesbeam- 
tengesetz basierenden dienstrechthchen Befugnisse 
des BMPT werden hier nicht speziell geregelt. Durch 
die Einfügung von Satz 2 wird diese Gesetzeslücke 
ausgefüllt. 

Zu Nummer 2 

Nur die krankenversicherungspfhchtig Beschäftigten 
der Reguherungsbehörde können in einer gewissen 
Einheit auf die Betriebskrankenkasse nach § 7 Post- 
sozialversicherungsorganisationsgesetz übergeleitet 
werden. Für die auf andere Ressorts überzuleitende 
Beschäftigte aus dem Geschäftsbereich des Bundes- 
nünisteriums für Post und Telekommunikation kann 
dies nicht erfolgen. 

Zu Absatz 32 
Zu Nummer 1 

Die vorgenommene Änderung dient ledighch der 
Klarstellung, daß es einer Unbedenklichkeitsbeschei- 
nigung nach dem Grunderwerbsteuergesetz nicht 
bedarf. Dies bedeutet für die Praxis eine erhebhche 
Verwaltungsvereinfachung. 

Zu Nummer 2 

Berichtigung eines redaktionellen Fehlers im Post- 
neuordnungsgesetz. 

Zu Absatz 33 
Zu Nummer 1 

Eine Anpassung an die Regelungen des neuen Tele- 
kommunikationsgesetzes ist erforderhch. ln § 99 
Abs. 1 Nr. 1 des Telekommunikationsgesetzes vom 
25. Juh 1996 wurde der in der Fassung des Post- 
und Telekommunikationssicherstellimgsgesetzes vom 
14. September 1994 in Bezug genommene § 1 Abs. 1 
des Gesetzes über Fernmeldeanlagen aufgehoben. 


Zu Nummer 2 

Die Ergänzung des § 3 Abs. 4 dient der Klarstellung 
des Gewollten. Nach § 3 Abs. 3 ist in einer Rechtsver- 
ordnung u. a. das Verfahren festzulegen, nach dem 
bevorrechtigte Aufgabenträger bestimmt werden. Es 
muß sichergestellt sein, daß im Falle einer Anwen- 
dung der Rechtsverordnung den bevorrechtigten 
Aufgabenträgem sofort die Vorrechte eingeräumt 
werden können. Dies ist aber nur mögüch, wenn die 
bevorrechtigten Aufgabenträger vor dem Anwen- 
dungsfall schon bestimmt sind und entsprechende 
vorbereitende Maßnahmen getroffen wurden. 

Zu Nummer 3 

Die Angaben zum Tag der Ausfertigung, zur Fund- 
stelle und zur letzten Ändemng des „Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten" imd der „ Abgab enordnung" 
sind entbehrlich aufgrund der allgemeinen Bekannt- 
heit dieser Rechtsvorschriften. Außerdem würden 
Änderungen dieser Gesetze andernfalls zwangsläu- 
fig jeweils eine Änderung des PTSG nach sich zie- 
hen. Dies sollte zur Entlastung des Gesetzgebers ver- 
mieden werden. 

Zu Nummer 4 

Zur Beseitigung eines redaktionellen Versehens muß 
der Bezug zum Zivüdienstgesetz richtigerweise in 
„§ 14 Abs. 1 bis 3 des Zivüdienstgesetzes " geändert 
werden. 

Zu Nummer 5 

Die Angaben zum Tag der Ausfertigung, zur Fund- 
stelle und zur letzten Ändemng des „Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch" sind entbehrhch aufgmnd 
der allgemeinen Bekanntheit dieser Rechtsvorschrift. 
Jede Ändemng dieses Gesetzes zöge andernfalls 
zwangsläufig eine Ändemng des PTSG nach sich. 
Dies sollte zur Entlastung des Gesetzgebers vermie- 
den werden. 

Zu Nummer 6 
Zu Buchstabe a 

Im Bereich der Telekommunikation sind imter Um- 
ständen zur Aufrechterhaltung eines Mindestange- 
bots Investitionen in die Infrastmktur erforderlich, 
die entsprechend der im PTSG vorgesehenen gmnd- 
sätzlichen Kostentragungspflicht des Bundes erstat- 
tet werden sollen. Es wird klargestellt, daß dazu die 
vorherige Zustimmung des BMPT zu den Maßnah- 
men erforderhch ist. 

Zu Buchstabe b 

Mit dieser Ändemng wird mittels Pauschahemng 
eine klare Regelung über die Höhe des Entgelts er- 
reicht und damit eine sichere Kalkulationsbasis so- 
wohl für das verpflichtete Unternehmen als auch für 
den AntragsteUer geschaffen. Es hat sich gezeigt, 
daß der bisherige Ansatz, die Kostenentwicklung bei 
den Betreibern abzuwarten, für alle Beteüigten zu 
nicht hinnehmbaren Unwägbarkeiten führt. 
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Die Höhe des Entgelts orientiert sich an den derzeiti- 
gen Kosten für die betriebsfähige Bereitstellung ei- 
nes ISDN-Basisanschlusses. Das Entgelt wird im 
Rahmen des Kundenverhältnisses abgerechnet. 

Zu Buchstabe c 

Die Worte „aus dem Sondervermögen Deutsche Bun- 
despost hervorgegangenen Unternehmen" sind hier 
im Grunde entbehrhch, weil die Adressaten im Ge- 
setzestext eindeutig genannt werden. Sie können da- 
her gestrichen werden. 

Die Angaben zum Tag der Ausfertigung, zur Fund- 
stelle und zur letzten Änderung des „Gesetzes über 
das Postwesen" und des „Gesetzes über Fernmelde- 
anlagen" sind entbehrhch aufgrund der allgemeinen 
Bekanntheit dieser Rechtsvorschriften. Änderungen 
dieser Gesetze zögen andernfalls jeweils eine Ände- 
rung des PTSG nach sich. Dies sollte zur Entlastung 
des Gesetzgebers vermieden werden. 

Zu Absatz 34 

Durch das am 1. August 1996 in Kraft getretene Tele- 
kommunikationsgesetz (TKG) sind das Übertra- 
gungswegemonopol der Deutschen Telekom AG auf- 
gehoben und das Sprachtelefondienstmonopol der 
Deutschen Telekom AG EU-konform gesetzüch neu 
definiert worden. Damit sind die einschlägigen Vor- 
schriften in den §§ 2 bis 24 der TVerleihV hinfäUig 
geworden; sie werden daher aus Gründen der 
Rechtsklarheit aufgehoben. Die übrigbleibenden Be- 
stimmimgen der TVerleihV sind der durch das Ge- 
setz über die Reguherung der Telekommunikation 
und des Postwesens (= Artikel 7 des Gesetzes zur 
Neuordnung des Postwesens und der Telekommuni- 
kation vom 14. September 1994, BGBl. I S. 2325, 
2371) und durch das TKG geschaffenen Rechtslage 
redaktionell angepaßt worden und regeln Ausnah- 
men vom Sprachtelefondienstmonopol der Deut- 
schen Telekom AG, das mit Ablauf des 31. Dezember 
1997 aufgehoben wird. Zu diesem Termin ist auch 
die Geltung der TVerleihV befristet. 

Zu Absatz 35 

Durch das am 1. August 1996 in Kraft getretene Tele- 
kommunikationsgesetz ist das Übertragungswege- 
monopol der Deutschen Telekom AG vollständig auf- 
gehoben worden. Damit sind die Vorschriften der 
MTVerleihV hinfällig geworden; die Verordnung 
wird daher aus Gründen der Rechtsklarheit aufgeho- 
ben. 

Zu Absatz 36 

Mit Aufhebung der Monopole im Telekommunika- 
tionsbereich ist das in § 35 Abs. 7 zugunsten der 
Deutschen Telekom AG statuierte Sonderrecht aus 
wettbewerbspohtischen Gründen nicht länger zu 
rechtfertigen. Eine Ausdehnung auf alle Telekommu- 
nikationsuntemehmen wird nicht für erforderlich ge- 
halten, weil im Rahmen von Bau- und Unterhaltungs- 
maßnahmen - wie in allen übrigen Versorgungsbe- 
reichen auch - Ausnahmegenehnügungen erteilt 
werden können. Für Notfälle und bei Gefahr im Ver- 


zug ist das allgemeine Polizei- und Ordnungsrecht 
ausreichend. 

Die Inanspruchnahme von Sonderrechten im Stra- 
ßenverkehr durch die Deutsche Post AG ist auf ein 
zwingend erforderliches Maß zu beschränken. Jede 
Verhaltensweise, die von bestehenden Ver- bzw. Ge- 
boten des Straßenverkehrsrechtes abweicht, stellt 
grundsätzhch eine Beeinträchtigung der Verkehrssi- 
cherheit dar, die es zu vermeiden gilt. Vor der Post- 
strukturreform war die Beförderung von Postsendun- 
gen eine hoheithche Aufgabe der damals bestehen- 
den Deutschen Bundespost, und zweckgebunden für 
die Erfüllung der durch Gesetz oder Verordnung auf- 
erlegten Pflichten waren die Sonderrechte im Stra- 
ßenverkehr zugestanden worden. In Fortführung die- 
ses Gedankens gilt: die Inanspruchnahme von Son- 
derrechten kann nur dann in Betracht kommen, 
wenn die Deutsche Post AG durch Gesetz oder Ver- 
ordnung verpflichtet ist, bestimmte Leistungen zu er- 
bringen, und dafür die Inanspruchnahme der Son- 
derrechte zwingend erforderhch ist. 

Die im neuen Satz 2 vorgenommene Ergänzung um 
die Prüf- und Meßfahrzeuge der Reguüerungsbehör- 
de für Telekommunikation und Post ist notwendig im 
Hinblick auf die (hoheitliche) Tätigkeit der Reguhe- 
rungsbehörde. Die unbedingt notwendigen Messun- 
gen müssen auch auf Straßen und an Orten ermög- 
hcht werden, deren Benutzung einen Verstoß gegen 
die StVO darstellen würde. 

Zu Absatz 37 

Die in der alten Fassung gesetzüch vorgesehene Ge- 
nehmigungsfreiheit für Femmeldelinien nach dem 
Femmeldeanlagengesetz wird an die Definition des 
TKG angepaßt; dies führt zwangsläufig zur Geneh- 
migungsfreiheit aller Telekommunikationslinien im- 
abhängig vom Betreiber. 

Aus der Stellung der Vorschrift innerhalb des Geset- 
zes wurde bisher die Anzeigepflichtigkeit der Fem- 
meldelinie abgeleitet. Die ausdrücküche Regelung 
dieses Sachverhalts durch die vorgenommene Ergän- 
zung dient der Rechtsklarheit. 

Zu Absatz 38 
Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Anpassung der Rechtslage 
nach der Postreform II . Eine Befugnis zur Durchbre- 
chung des einfach-gesetzüchen Postgeheimnisses 
bei der Kontrolle von Postsendungen im Rahmen des 
Luftverkehrsgesetzes ist erforderüch. 

Zu Nummer 2 

Die Anpassung der gesetzüchen Haftungszuweisung 
berücksichtigt, daß nunmehr viele Unternehmen 
Postsendungen im Luftfahrzeug befördern lassen 
können. Der Verweis auf die Haftimgs Vorschriften 
deijenigen Unternehmen, die die Sendungen auf ge- 
geben haben, führt zu keiner Änderung der materiel- 
len Rechtslage. 
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Zu Absatz 39 
Zu Nummer 1 

Mit der Schaffimg des TKG besteht kein Genehmi- 
gungserfordemis mehr für die Errichtimg und den 
Betrieb von Fernmeldeanlagen. Die Nutzung von 
Frequenzen bedarf jedoch einer Frequenzzuteilung 
gemäß § 47 TKG durch die Regulierungsbehörde. 
Für Ultraleichtflugzeuge verbleibt es beim zusätzhch 
geforderten Nachweis. 

Zu Nummer 2 

Die Bodenfunkstellen, um die es hier geht, werden 
entweder aufgrund einer alten Genelmügung der 
Deutschen Bundespost oder des BAPT betrieben. 
Außerdem muß die im TKG nunmehr erstmals ge- 


setzhch geregelte Frequenzzuteilung in der Luftver- 
kehrs-Zulassungs-Verordnimg berücksichtigt wer- 
den. 


Zu Absatz 40 

Die Verpflichtungen, die nach Artikel 60 des Zusatz- 
abkommens zum NATO-Truppenstatut, einschließ- 
hch des zugehörigen Unterzeichnungsprotokolls und 
entsprechenden Verwaltimgsabkommens, die Deut- 
sche Bundespost bzw. die Deutsche Femmeldever- 
waltimg treffen, werden nach Wegfall des „Femmel- 
demonopols" aus Gründen der Gleichbehandlung im 
Rahmen des jeweils bereitgehaltenen Angebots auf 
andere Telekommunikationsdienstleistimgserbringer 
erstreckt. 
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